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Änderungen der Ausgabe 2018 gegenüber der Ausgabe 2017 

Kapitel 9 Transaktionen mit nahe stehenden Personen 

Präzisierung des Ausweises in Bilanz oder Anhang 

Kapitel 27 Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG) 

Gesamtes Kapitel wurde neu eingefügt 

Kapitel 30 Excel-Vorlage Budget und Mehrjahresplan: 

Harmonisierung der Bezeichnungen innerhalb der Geldflussrechnung mit Kapitel 32 und 33 

Kapitel 32 Excel-Vorlage Geschäftsbericht: 

Harmonisierung der Bezeichnungen innerhalb der Geldflussrechnung mit Kapitel 30 und 33 

Kapitel 33 Excel-Vorlage Erläuterung zur Jahresrechnung: 

Harmonisierung der Bezeichnungen innerhalb der Geldflussrechnung mit Kapitel 30 und 32 
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1. Ziele und Zweck des VSE Handbuches für Rechnungslegung und Reporting 
Partnerwerke 

Die finanzielle Berichterstattung der Partnerwerke wird im „VSE-Handbuch für Rechnungslegung und 
Reporting der Partnerwerke“ geregelt. Es bezieht sich auf die Erstellung der Einzelabschlüsse von 
Kraftwerken sowie alle übrigen partnerwerkähnlichen Gesellschaften unter Swiss GAAP FER. Dabei 
wird das Ziel verfolgt, einen einzigen Abschluss zu erstellen, der sowohl den Anforderungen des Ge-
setzes wie auf jenen von Swiss GAAP FER genügt (dualer Abschluss).  

Mit dem Inkrafttreten des neuen RL-Recht gibt es neuerdings allerdings einige Spezialfälle, bei denen 
es zu einem Konflikt zwischen der gesetzlichen Regelung und der Regelung nach Swiss GAAP FER 
gekommen ist. Namentlich sei hier der Fall des nicht einbezahlten AK erwähnt, bei dem die Regelung 
im Obligationenrecht (Art. 959a Abs. 1 Ziff. 2 Lit. e) vorsieht, dass das „Nicht einbezahlte Aktienkapi-
tal“ auf der Aktivseite unter dem Anlagevermögen zu bilanzieren ist, währenddem nach der Swiss 
GAAP FER 3 der Ausweis als Minusposten unter dem Eigenkapital auf der Passivseite zu erfolgen 
hat. Ob in einem solchen Fall ein dualer Ausweis möglich ist, kann im vorliegenden Handbuch nicht 
gelöst werden und muss im Einzefall von der betroffenen Gesellschaft mit der Revisionsstelle geklärt 
werden. Im vorliegenden Handbuch wurde, da es sich um ein FER-Manual handelt, die Auslegung im 
Sinne von Swiss GAAP FER dargestellt.  

Ein wesentlicher Teil beinhaltet die gesamte finanzielle Management-Berichterstattung zuhanden von 
Geschäftsleitung, Verwaltungsrat und Generalversammlung der Aktionäre. Der Anhang umfasst prak-
tische Beispiele der wichtigsten finanziellen Führungsinstrumente wie Budget- und Mehrjahresplan, 
Quartalsbericht, interner Jahresbericht sowie externer Geschäftsbericht. 

Die Version 7.0 vom Jahr 2015 dieses Handbuches wurde durch die KPMG im Hinblick auf die Swiss 
GAAP FER-Konformität sowie in Übereinstimmung mit dem neuen Schweizer Rechnungslegungs-
recht geprüft. Folgende Beurteilung seitens KPMG kann dazu festgehalten werden: 

„Die vorliegende Version des VSE Handbuches wurde von KPMG auf ihre Konformität mit den aktuell 
gültigen Bestimmungen der Swiss GAAP FER beurteilt. Eine wesentliche Diskrepanz zwischen den 
Empfehlungen gemäss Swiss GAAP FER und den nachfolgenden Ausführungen wurde dabei nicht 
festgestellt. Die Anwendung der entsprechenden Ausführungen im VSE Handbuch sollte es damit 
den Anwendern ermöglichen, einen Swiss GAAP FER konformen Abschluss zu erstellen. Wo spezifi-
sche Sachverhalte nicht explizit geregelt wurden, sowie bei unklaren Regelungen gehen die Bestim-
mungen der Swiss GAAP FER vor. Die Beurteilung, ob der Abschluss des Partnerwerkes in 
Übereinstimmung mit den Swiss GAAP FER und, wo ein dualer Abschluss angestrebt wird, mit den 
handelsrechtlichen Bestimmungen erstellt wurde, erfolgt auf individueller Basis durch das jeweilige 
Unternehmen respektive dessen Revisionsstelle.“ 

Gemäss Swiss GAAP FER Rahmenkonzept umfasst die Jahresrechnung folgende Bestandteile: Er-
folgsrechnung, Bilanz, Geldflussrechnung, Eigenkapitalnachweis und Anhang. Folgende Ziele sollen 
mit dem vorliegenden Handbuch erreicht werden: 

‒ Berichterstattung an die Aktionäre nach einem anerkannten einheitlichen Formularsatz  

‒ Einheitliche Bewertung und Offenlegung der Abschlüsse unter Swiss GAAP FER 

‒ Einhaltung eines Terminplanes, welcher die Bedürfnisse der Aktionäre abdeckt 

‒ IFRS-Tauglichkeit des Swiss GAAP FER-Abschlusses; sicherstellen, dass die unter Swiss 
GAAP FER erstellten Abschlüsse der Partnerwerke auch für die Überleitungen auf die IFRS-
Abschlüsse der Aktionäre zu verwenden sind 

‒ Periodische Aktualisierung gemäss den Richtlininen Swiss GAAP FER 
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‒ Die Musterberichte dienen als praktische Grundlage für den Aufbau einer eigenen werkspezifi-
schen Management-Berichterstattung (Budget und Mehrjahresplan, Quartalsbericht, interner 
Jahresbericht und externer Geschäftsbericht) 

Sofern ein Konzernabschluss erstellt werden muss, sind die Swiss GAAP FER 30 Richtlinien einzu-
halten, welche jedoch nicht Bestandteil dieses Handbuches sind. 

Die Swiss GAAP FER-Richtlinien gelten im Kotierungsreglement als Mindeststandard für die Rech-
nungslegung.  

Die „Arbeitsgruppe VSE-Handbuch für Rechnungslegung und Reporting“ empfiehlt den Partnerwer-
ken (Wasserkraftwerke, Kernkraftwerke) die Gliederung der Bilanz, Erfolgsrechnung und Geldfluss-
rechnung einheitlich gemäss dem Schema in Kapitel 3 bis 5 vorzunehmen. Die im vorliegenden 
Handbuch zusammengefassten Bewertungsprinzipien gelten für sämtliche Partnerwerke. Die im An-
hang (Kapitel 30 - 33) aufgeführten Rastervorschläge für das Reporting decken jedoch nur die spezifi-
schen Bedürfnisse der Wasserkraftwerke ab. Den übrigen Gesellschaften dienen diese 
Musterberichte als praktische Grundlage für den Aufbau einer eigenen werkspezifischen Manage-
ment-Berichterstattung.  

Aufgrund der laufenden Neuerungen in der Rechnungslegung (neue Swiss GAAP FER- Standards) 
wird die Arbeitsgruppe das Rechnungswesenhandbuch jährlich aktualisieren. Ziel ist es, die bereinig-
ten Unterlagen jeweils im Monat August zur Verfügung zu stellen.  

 
Andrea Müller Michael Schärli 
Präsidentin der Arbeitsgruppe VSE-Handbuch für 
VSE-Kommission für Rechnungslegung und Reporting 
Kosten und Finanzen 
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2. Reportinginstrumente und Terminplan 

Die nachfolgenden Termine beziehen sich auf den Versand der Berichte an die Fiko-Mitglieder: 

Budget und Mehrjahresplan 

spätestens 31. August bei hydrologischem Geschäftsjahr 
spätestens 30. November bei Abschluss Kalenderjahr  

Beim Budget und Mehrjahresplan handelt es sich um ein Dokument, welches Budget und Mehrjah-
resplan in einem einzigen Bericht gemäss Rastervorschlag in Kapitel 30 zusammenfasst. Das Part-
nerwerk kann aber intern freiwillig jederzeit einen zusätzlichen Mehrjahresplan zur laufenden 
Verbesserung der Budget-, Plan- und Vorschauzahlen erstellen. 

Trendmeldung Mehrjahresplan 

Im Frühjahr ist der Mehrjahresplan in jedem Partnerwerk zu überprüfen. Falls sich zwischenzeitlich 
wesentliche Änderungen ergeben haben, sind die Planzahlen entsprechend anzupassen. Bis spätes-
tens Ende April muss den Partnern eine Trendmeldung zugestellt werden. Falls die Zahlen des ur-
sprünglichen Mehrjahresplanes immer noch Gültigkeit haben, ist dies den Partnern bis Ende April 
schriftlich zu bestätigen. Falls wesentliche Änderungen zu verzeichnen sind, ist den Partnern eben-
falls bis Ende April ein aktualisierter Mehrjahresplan zur Information zuzustellen. 

Quartalsabschluss 

Versand IFRS-Überleitungen (Hydro und Kern): 
Spätestens am 20. des Folgemonates 

Versand Quartalsberichte: 
Hydropartnerwerke: spätestens am 20. des Folgemonates  
Kernenergiepartnerwerke: spätestens am 30. des Folgemonates 

Interner Erläuterungsbericht zur Jahresrechnung 

Meldung der Jahreskosten und Produktion in GWh: 
Spätestens am 20. Oktober (hydrologisches Jahr) bzw. 20. Januar (Kalenderjahr) 

Versand des vollständigen internen Erläuterungsberichtes: 
Spätestens am 15. November (hydrologisches Jahr) bzw. 15. Februar (Kalenderjahr) 

Geschäftsbericht (finanzieller Teil) 

spätestens am 15. November (hydrologisches Jahr) bzw. 15. Februar (Kalenderjahr); 
Revisionsarbeiten abgeschlossen 
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3. Bilanz Aktiven und Passiven 

1 Aktiven 

10 Umlaufvermögen 

Als Umlaufvermögen müssen Aktiven bilanziert werden, die voraussichtlich innerhalb eines Jahres ab 
Bilanzstichtag oder innerhalb des normalen Geschäftszyklus zu flüssigen Mitteln oder anderweitig re-
alisiert werden. Dazu zählen beispielsweise auch Aktiven die zu Handelszwecken gehalten werden 
plus flüssige Mittel selbst. 

100 Flüssige Mittel 

Definition  

Die flüssigen Mittel umfassen folgende Positionen: 

‒ Kasse, d.h. Bargeld in Landes- und Fremdwährung 

‒ Guthaben auf Postcheckkonti 

‒ Salden der Bankkontokorrentkonti (inkl. Cash-Pool) 

‒ Checks 

‒ Festgelder bei Banken mit einer Laufzeit von höchstens drei Monaten. 

‒ Kontokorrentguthaben gegenüber dem geschäftsführenden Aktionär in Zusammenhang mit dem 
Cash-Pooling (Notional Pooling). 

Buchführung 

In der Buchhaltung sind für die einzelnen Postcheck- und Bankkonti je ein eigenes Hauptbuchkonto 
zu führen, deren Saldi laufend mit den Kontoauszügen abzustimmen sind; Festgeldkonten können in 
Form eines Sammelkontos geführt werden. Kassenbewegungen und Checks sind laufend zu verbu-
chen. 

Die Festgelder sind entsprechend den Anforderungen der Muttergesellschaften in folgende Laufzei-
ten zu splitten: 

‒ - Laufzeit < 30 Tage, 

‒ - Laufzeit > 30 Tage; <_ 60 Tage, 

‒ - Laufzeit > 60 Tage; <_ 90 Tage 

da die Laufzeiten-Definitionen nicht einheitlich sind. 

Bewertung 

Die Bewertung der liquiden Mittel erfolgt zu Nominalwerten. Die Umrechnungen von Fremdwährungs-
Positionen erfolgt nach der Stichtagskurs-Methode. Die Fremd-wähungsguthaben werden zum Devi-
senkurs des Bilanzstichtages umgerechnet. Die Effekte aus Fremdwährungsanpassungen sind in der 
Position 502 „Übriger Finanzertrag“ oder in der Position 51 „Finanzaufwand“ zu erfassen.      
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101 Wertschriften mit Börsenkurs 

Definition 

Unter diesen Sammelposten fallen alle zur kurzfristigen Liquiditätsreserve gehaltenen Wertpapiere, 
die ihrer Art nach mit den Wertschriften des Anlagevermögens identisch sind. Sie müssen einen be-
obachtbaren Marktpreis haben (aktiver liquider Markt) um der Definition „Wertschriften mit Börsen-
kurs“ gerecht zu werden. 

Dienen sie der langfristigen Kapitalanlage, sind sie auch im langfristigen Anlagevermögen entspre-
chend auszuweisen. Dazu zählen insbesondere: 

‒ Urkunden des Kapitalverkehrs, wie Aktien, Partizipationsscheine, Genussscheine, Obligationen 

‒ Forderungsrechte des internationalen Geld- und Kapitalmarkts, wie z.B. Schuldverschreibungen 

Buchführung 

Je nach Umfang der zu verwaltenden Wertschriften ist eine kontenmässige Hilfsbuchhaltung oder ein 
Wertschriftenverzeichnis zu führen. Diese müssen alle für die Bewertung relevanten Informationen 
enthalten, d.h. Stückzahl, Nominalwert, Anschaffungskosten, Kurswert am Bilanzstichtag und Zins-
satz. 

Das Verzeichnis ist periodisch mit den Depotauszügen der Banken abzustimmen. 

Bewertung 

Wertschriften des Umlaufvermögens sind zu aktuellen Börsenkursen zu bewerten.  

102 Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

Definition 

Unter dieser Position sind die Forderungen aus Partnerverträgen auszuweisen, die in Verbindung mit 
den unter den Umsatzerlösen auszuweisenden Erträgen stehen. Im wesentlichen handelt es sich um 
die Forderungen aus Partnerverträgen, die vom bilanzierenden Partnerwerk durch Lieferung und 
Leistung der produzierten Energie bereits erfüllt sind, deren Erfüllung durch den Schuldner (Partner) 
jedoch noch aussteht. Ebenfalls unter den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind die 
zum Bilanzstichtag noch nicht verrechneten Jahreskosten zu erfassen. 

Forderungen aus Leistungen, die nicht mit dem Gegenstand des Partnerwerkes in engem Zusam-
menhang stehen - z.B. Verkauf von Anlagegegenständen sind nicht hier, sondern unter Position 1031 
„Andere Forderungen“ auszuweisen. 

Sofern sich in dieser Position Forderungen mit einer Laufzeit von über einem Jahr befinden, ist im An-
hang eine OP-Rasterung empfehlenswert.  

Buchführung 

Die Art der Buchführung ist den einzelnen Gesellschaften überlassen. Je nach der Menge der zu füh-
renden Debitoren empfiehlt sich jedoch die Einrichtung einer Debitoren-Nebenbuchhaltung, so dass 
im Hauptbuch nur noch Abstimmungskonten geführt werden. 
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Bewertung 

Die Bewertung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (Energie zugunsten der Partner) 
erfolgt zum Nominalwert unter Abzug allfälliger Wertbeeinträchtigungen. 

103 Übrige kurzfristige Forderungen 

1030 Kurzfristige Finanzforderungen 

Definition 

Unter diese Position fallen 

‒ Darlehen mit einer Restlaufzeit von weniger als 12 Monaten 

‒ Festgelder mit einer Laufzeit von weniger als 12 Monaten 

‒ Festgelder bei Banken mit einer Laufzeit von weniger als 12 aber mehr als 3 Monaten 

‒ Konto-Korrent-Guthaben bei Nichtbanken und Aktionären  

‒ Kontokorrentguthaben gegenüber dem geschäftsführenden Aktionär in Zusammenhang mit dem 
Cash-Pooling (Zero Balancing) 

Da die Laufzeiten-Definitionen bei den verschiedenen Muttergesellschaften nicht einheitlich sind, ist 
diese Position im Anhang detailliert nach den Laufzeiten 

‒ > 30 Tage; <   60 Tage 

‒ > 60 Tage; <   90 Tage 

‒ > 90 Tage; < 180 Tage 

‒ > 180 Tage 

auszuweisen. Kontokorrentguthaben gelten als sofort fällig. 

Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und Bewertung entsprechen den Ausführungen zu Position 1100. 

1031 Andere Forderungen 

Definition 

Unter dieser Position werden sämtliche Forderungen ausgewiesen, die nicht aus betriebstypischen 
Lieferungen und Leistungen gemäss der Definition zu Position 102 stammen. 

Zu den sonstigen Forderungen zählen insbesondere: 

‒ Mietforderungen 

‒ Fällige Zinsen gemäss den Ausführungen zu Position 1100 

‒ Forderungen aus der Veräusserung von Gegenständen des Anlagevermögens 

‒ Debitorische Kreditoren 

‒ Schadenersatzforderungen 

‒ Reisekosten und Lohnvorschüsse 

‒ Guthaben gegenüber Sozialversicherungsträgern 
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In der Regel beträgt die Laufzeit dieser Forderungen weniger als ein Jahr. Sollten sich längerfristige 
Forderungen in dieser Position befinden, ist im Anhang eine OP-Rasterung empfehlenswert. Allen-
falls ist eine Umgliederung ins Anlagevermögen zu prüfen. 

Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und die Bewertung entsprechen den Ausführungen zu Position 102. 

104 Vorräte 

1040 Brennstoffe 

Definition 

Spaltstoffvorräte werden nur in den Buchhaltungen der Kernkraftwerke geführt. Sie sind grundsätzlich 
unter dem Umlaufvermögen auszuweisen. Sobald Spaltstoffvorräte in die Brennelementfabrikation 
einfliessen, werden diese als AiB in den Sachanlagen bilanziert. 

Brennstoffvorräte für den Betrieb von konventionell thermischen Anlagen werden ebenfalls hier aus-
gewiesen. Es kann sich um Öl, Gas, Kohle etc. handeln. 

Buchführung 

Für jede Brennstoffart ist ein eigenes Konto zu führen. 

Bewertung 

Die Bewertung der Spaltstoffvorräte und der übrigen Brennstoffe erfolgt zu Anschaffungskosten oder 
zu Marktpreisen, wenn letztere tiefer sind. 

1041 Andere Vorräte  

Definition 

Unter dieser Position sind Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe zu bilanzieren. 

Buchführung 

Zu- und Abgänge sind in der Lagerbuchhaltung mengen- und wertmässig zu erfassen. Geleistete An-
zahlungen für die Lieferung von Vermögensgegenständen des Vorratsvermögens werden zweckmäs-
sig unter den Vorräten ausgewiesen. Alternativ ist ein separater Ausweis im Umlaufvermögen 
möglich. 

Bewertung 

Die Bewertung der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe erfolgt zu Anschaffungskosten oder zu Marktprei-
sen, wenn letztere tiefer sind. 
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105 Aktive Rechnungsabgrenzungen 

Definition 

Rechnungsabgrenzungsposten dienen dem periodengerechten Ausweis von Aufwand und Ertrag in 
der Erfolgsrechnung bei Geschäftsvorfällen, die mehrere, also mindestens zwei Geschäftsjahre be-
rühren und somit über den Bilanzabschlussstichtag hinausreichen. Sie umfassen sowohl die transito-
rischen als auch die antizipativen Rechnungsabgrenzungsposten. 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten umfassen Ausgaben resp. Erträge der abgelaufenen 
Rechnungsperiode, die als Aufwand resp. Einnahme in den folgenden Perioden zu verbuchen sind, 
wie z.B. vorausgezahlte Mietzinsen, Lohnvorauszahlungen u.ä. 

Buchführung 

Die übrigen aktiven Rechnungsabgrenzungsposten können auf einem separaten Hauptbuchkonto zu-
sammengefasst werden. 

Bewertung 

Die Rechnungsabgrenzungsposten werden zum Nominalwert bilanziert. 

 

11 Anlagevermögen 

110 Finanzanlagen  

1100 Finanzdarlehen 

Definition 

Unter dieser Position sind sämtliche Ansprüche mit Fälligkeiten von über einem Jahr auszuweisen, 
sofern sie nicht aus betriebstypischen Lieferungen und Leistungen bestehen. Dazu zählen insbeson-
dere Darlehen, langfristige Festgelder, Aktivhypotheken, etc. 

Vereinbarte Teilrückzahlungen von Darlehen, welche innerhalb der nächsten 12 Monate fällig wer-
den, sind unter der Position 1030 auszuweisen. In Rechnung gestellte Zinsen sind unter der Position 
1031 zu zeigen und nicht dem Darlehen zuzuschlagen. Entstandene aber noch nicht in Rechnung ge-
stellte Zinsen sind zum Abschlussstichtag unter den Abgrenzungsposten (Position 105) auszuweisen. 

Buchführung 

Die Buchführung kann über ein separates Hauptbuchkonto erfolgen oder über ein Hauptbuchsammel-
konto, wenn die entsprechenden Details aus Nebenbüchern ersichtlich sind. 

Bewertung 

Die Bewertung der Forderungen erfolgt zum Nominalwert abzüglich notwendiger Wertberichtigungen. 
Die Ermittlung der Höhe des Wertberichtigungsbedarfs hat unter Berücksichtigung von erhaltenen Si-
cherheiten sowie der finanziellen Situation des Schuldners zu erfolgen. 
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1101 Wertschriften des Anlagevermögens 

Definition 

Unter dieser Position sind Wertpapiere auszuweisen, die der längerfristigen Kapitalanlage dienen. 
Hierzu zählen: 

‒ Festverzinsliche Wertpapiere wie z.B. Obligationen, Wandelanleihen, Optionsanleihen, Zero-
Bonds, etc. (Eine Obligation kann auch im UV erscheinen, wenn sie zu Handelszwecken dient. 
Entscheidend ist die Absicht des längerfristigen/dauernden Haltens.) 

‒ Beteiligungspapiere wie z.B.: Aktien, Genussscheine, Investmentanteile etc. 

Die Beteiligungspapiere haben dabei den Charakter einer reinen Kapitalanlage und keinen Beteili-
gungscharakter. 

Buchführung 

In der Buchhaltung ist ein Sammelkonto zu führen, welches regelmässig mit dem Wertpapierverzeich-
nis abzustimmen ist. Auch wenn die hier ausgewiesenen Wertschriften langfristigen Anlagecharakter 
haben, ist der Ausweis auf separaten Hauptbuchkonten nicht zweckmässig. 

Bewertung 

Die Wertschriften der Finanzanlagen sind zu Anschaffungskosten abzgl. allfälliger Wertbeeinträchti-
gungen zu bilanzieren. Falls sie einen Börsenkurs oder einen anderen beobachtbaren Marktpreis in 
einem aktiven Markt aufweisen, können sie auch zum Kurs oder Marktpreis am Bilanzstichtagbewer-
tet werden, wobei die Wertänderungen im Periodenergebnis zu erfassen sind. 

Bei KKW bestehen spezielle Regelungen für die Ansprüche an den Stilllegungs- und Entsorgungs-
fonds. 

1102 Forderungen gegenüber eidgenössischen Fonds 

Definition 

Bei dieser Position handelt es sich um die jährlich geleisteten Zahlungen an die vom Bundesrat be-
aufsichtigten und von der Kommission verwalteten öffentlich-rechtlichen Fonds für die Entsorgung ab-
gebrannter Brennelemente und radioaktiver Betriebsabfälle (Entsorgungsfonds für Kernkraftwerke) 
sowie für die Stilllegung der Kernanlagen (Stilllegungsfonds für Kernanlagen) zur Deckung der Stillle-
gungs- und jener Entsorgungskosten, die nach der Ausserbetriebnahme der Kernkraftwerke anfallen 
werden. Die Zahlungen erfolgen aufgrund von Veranlagungen durch die Kommission der staatlichen 
Fonds. 

Die nach Ausserbetriebnahme der Kernanlagen von den Eigentümern zu bezahlenden Aufwendun-
gen für die Entsorgung und Stilllegung werden diesen gemäss den gesetzlichen Bestimmungen durch 
die staatlichen Fonds erstattet. Aus Sicht des Werkes stellen diese Zahlungen daher einen Anspruch 
(Forderung) auf zukünftige Rückerstattungen dar.  

Buchführung 

Für jeden Fonds wird ein separates Hauptbuchkonto geführt. Die gemäss Veranlagung der Kommis-
sion einbezahlten Beiträge sind unter den langfristigen Finanzanlagen zu aktivieren. Die Forderungen 



© VSE/AES / Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke – CH 2018  15/114 

gegenüber den Fonds (Ansprüche auf zukünftige Rückerstattungen) werden in Anlehnung an die 
SEFV-Verordnung verzinst. 

Dabei handelt es sich um den gleichen Zinssatz, der im finanzmathematischen Modell zur Berech-
nung der Rückstellungen für die Entsorgung und die Stilllegung verwendet wird. Im Jahr der Fälligkeit 
(Beitragszahlung an den Fonds) wird die Zahlung nicht verzinst. Der Zinsertrag ist unter der Position 
502 „Übriger Finanzertrag“ brutto auszuweisen.  

Bewertung 

Die Einzahlungen in die von der Kommission verwalteten Fonds werden zum Nominalwert zuzüglich 
der langfristigen kalkulatorischen Verzinsung in Anlehnung an die SEFV-Verordnung bilanziert und 
bewertet. Gemäss Verordnung für die staatlichen Fonds müssen die Eigentümer allfällige zukünftige, 
nachhaltige Fehlbeträge nachschiessen bzw. haben einen Anspruch auf zukünftige, nachhaltige 
Überschüsse. Am Bilanzstichtag wird die barwertgerechnete Forderung mit dem Vermögen der 
Fonds zum Marktwert verglichen. Die daraus resultierenden Unterschiede werden als Eventualver-
bindlichkeit im Fall einer Unterdeckung bzw. als Eventualforderung im Fall eines Überschusses im 
Anhang zur Jahresrechnung ausgewiesen. Die Mittelabflüsse für die Entsorgung und Stilllegung fin-
den während einem ausserordentlich langen Zeitraum statt (ca. 90 Jahre). Die Werthaltigkeit dieser 
Unter- bzw. Überdeckungen muss unter Berücksichtigung eines langen künftigen Zeitraums beurteilt 
werden. An jedem Bilanzstichtag wird ermittelt, ob objektive Hinweise darauf schliessen lassen, dass 
eine Wertminderung vorliegt. Eine signifikante oder länger anhaltende Abnahme des Anteils am 
Marktwert des im Stilllegungs- und im Entsorgungsfonds enthaltenen Vermögens unter den Buchwert 
stellen solche Hinweise dar. Liegt eine Wertminderung vor, werden die Anteile an den staatlichen 
Fonds zu ihrem tieferen Marktwert bewertet. 

111 Beteiligungen 

Definition 

Beteiligungen sind Anteilsrechte am Kapital (in der Regel mindestens 20% vom Aktienkapitel) von Ak-
tiengesellschaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, GmbHs, Genossenschaften etc., die mit der 
Absicht der dauernden Anlage gehalten werden. Alle übrigen Beteiligungen (unter 20%), welche 
diese Voraussetzungen nicht erfüllen, sind unter den Wertschriften des Anlagevermögens zu bilanzie-
ren. 

Buchführung 

Jede Beteiligung ist nachzuweisen, was im Rahmen der Hauptbuchhaltung oder einer Nebenbuchhal-
tung erfolgen kann. Daneben ist ein Beteiligungsverzeichnis zu führen, aus dem folgende Angaben 
hervorgehen: Bezeichnung, Anzahl und Art der Beteiligungspapiere, Nominalwert, Anschaffungswert, 
Wertberichtigungen, Beteiligungsquote. 

Bewertung 

Sämtliche Beteiligungen werden zum Anschaffungswert abzüglich allfälliger Wertbeeinträchtigungen 
ausgewiesen.  
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112 Sachanlagen 

1120 Betriebsanlagen 

Definition 

Diese Position umfasst alle Betriebsanlagen wie z.B. Kraftwerksanlagen, Übertragungs- und Verteil-
anlagen, Maschinen inkl. deren Fundamente und technische Einrichtungen sowie das dazugehörige 
Reservematerial. Geleaste Anlagen und Einrichtungen sowie Grundstücke im Umfeld von Speicher-
seen bei Wasserkraftanlagen sind ebenfalls unter dieser Position zu aktivieren. Erworbene Konzessi-
onen für den Bau und Betrieb der Betriebsanlagen sind unter der Position 1132 aufzuführen. 

Buchführung 

Jede Gesellschaft hat für das Anlagevermögen eine Anlagekartei oder eine Anlagenbuchhaltung zu 
führen. Grundsätzlich ist jedes Anlagegut separat zu führen. Eine gruppenweite (z.B. eine Liegen-
schaft mit einem darauf errichteten Gebäude) oder gruppenübergreifende Erfassung (z.B. Anlage 
inkl. Gebäude) ist zu vermeiden. 

Im Hauptbuch sind die Anlagengruppen brutto zu verbuchen. Das heisst, dass Anschaffungskosten 
und Wertberichtigungen auf verschiedenen Konten zu führen sind. Bedeutende Gewinne oder Ver-
luste aus der Veräusserung von Sachanlagen sind in der Erfolgsrechnung oder im Anhang einzeln 
auszuweisen, sofern dies für die Beurteilung der Ertragslage durch Dritte wesentlich oder aufgrund 
der Art der Unternehmenstätigkeit üblich ist (Art. 959b Abs. 5 OR). Derartige Gewinne oder Verluste 
stellen neu meist einen ausserordentlichen, einmaligen oder periodenfremden Ertrag oder Aufwand 
dar (Art. 959b Abs. 2 Ziff. 9 OR bzw. Art. 959b Abs. 3) 

Bewertung 

Die Bewertung der Betriebsanlagen erfolgt zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. Zu diesen ge-
hören neben dem Kaufpreis auch die Bezugskosten (Fracht, Spesen, etc.) sowie die Kosten für Ein-
richtung und Abnahme der Anlage. Zinsaufwendungen während der Bauphase können aktiviert 
werden, sofern sich die Bauzeit über mehrere Jahre erstreckt und es sich um ein grösseres Investiti-
onsvorhaben handelt (siehe Kapitel 12, S. 1, Swiss GAAP FER 18). 

Betriebsanlagen sind planmässig nach Anlageklassen über die erwartete wirtschaftliche Nutzungs-
dauer linear abzuschreiben. Es ist das Prinzip der Einzelbewertung einzuhalten. Bei entschädigungs-
los heimfallenden Anlagen darf die Abschreibungsdauer das Konzessionsende nicht überschreiten. 

Die Nutzungsdauer und die Werthaltigkeit sind regelmässig zu überprüfen. Liegt der Wert einer Be-
triebsanlage unter dem Buchwert, sind ausserplanmässige Abschreibungen zu Lasten der Erfolgs-
rechnung vorzunehmen. 

Verändert sich die Nutzungsdauer einer Betriebsanlage, so wird der Restbuchwert planmässig über 
die neu festgelegte Nutzungsdauer abgeschrieben. 

Die Frage der Wertbeeinträchtigung von Aktiven (Swiss GAAP FER 20) wird unter dem Kapitel 13 be-
handelt. 

Aktivierung 

Gemäss Grundsatz dürfen Investitionen in bestehende Sachanlagen nur aktiviert werden, wenn der 
Nutz- oder Marktwert nachhaltig erhöht oder die Lebensdauer wesentlich verlängert wird. 
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Aktivierungsuntergrenze: Jedes Partnerwerk legt diese individuell fest.  

Periodische Revisionen von grossen Komponenten 

Dies bedeutet, dass für die Aktivierung von Revisionen inkl. Ersatzinvestitionen von grossen Kompo-
nenten eine der folgenden Voraussetzung erfüllt sein muss: 

‒ Der Nutz- oder Marktwert einer Sachanlage inkl. aktivierter Grossrevisionen wird nachhaltig er-
höht. 

‒ Die ursprüngliche Abschreibungsdauer (= betriebswirtschaftliche Nutzungsdauer) der Sachan-
lage wird unter Berücksichtigung von Grossrevisionen festgesetzt, d.h. die Grossrevision führt zu 
einer Verlängerung der Abschreibungsdauer (= betriebswirtschaftliche Nutzungsdauer).  

Vorgehen beim Aktivieren von Grossrevisionen 

Die Aufwendungen für Grossrevisionen werden über Anlagen im Bau (AIB) aktiviert und, sobald die 
Anlage wieder in Betrieb genommen wird, bzw. die Betriebsbereitschaft erlangt hat, über die Ab-
schreibungsdauer linear abgeschrieben. Zusätzlich sind die Anschaffungswerte und kumulierten Ab-
schreibungen, sofern notwendig, als Abgang zu buchen. Restbuchwerte, sofern notwendig, sind 
einmalig abzuschreiben. Letzteres dürfte vor allem bei Ersatzinvestitionen notwendig sein.  

Bei Revisionen als Bestandteil eines Gesamtplanes an ganzen Sachanlagegruppen muss der Ent-
scheid, ob die Kosten voll aktiviert, teilweise aktiviert oder der Erfolgsrechnung (ganz oder teilweise) 
belastet werden unter Berücksichtigung der oben aufgeführten Punkte gefällt werden.  

Die Aktivierung von Grossrevisionen hat dem Stetigkeitsprinzip zu folgen. 

Bei der Aktivierung ist die Aktivierungsuntergrenze zu berücksichtigen. 

Beispiele 

‒ Eine Turbine hat z.B. eine Lebensdauer von 40 Jahren. Damit sie jedoch 40 Jahre in Be-
trieb bleiben kann, ist zum Beispiel alle 10 Jahre eine Grossrevision nötig. Die Abschrei-
bung der Erstinvestition erfolgt also über die Grundnutzungsdauer von 40 Jahren. Die 
Erneuerungsinvestitionen müssen bis zur nächsten Revision, in unserem Beispiel 10 
Jahre, abgeschrieben sein. Dann muss auch die Erneuerungsinvestition aus dem Anlage-
vermögen ausgebucht werden wie ein Anlagenabgang. Zu diesem Zeitpunkt ist in der An-
lagenbuchhaltung dann wieder nur die Erstinvestition enthalten. 

‒ Wird ein Trafo ersetzt, ist die Anschaffung zu aktivieren. Der Anschaffungswert des ur-
sprünglichen Trafos sowie die kumulierten Abschreibungen sind als Abgang zu buchen. 
Ein allfälliger Restbuchwert ist einmalig abzuschreiben. Sofern die Werte nicht bekannt 
sind, sind diese zusammen mit den Technikern zu schätzen. 

‒ Bei einer nicht betrieblichen Liegenschaft wird das Dach saniert. Sofern der Buchwert inkl. 
Sanierung unter dem Markt- bzw. Liquidationswert liegt, wird die Sanierung aktiviert. So-
fern der Buchwert inkl. Sanierung über dem Markt- bzw. Liquidationswert, darf die Sanie-
rung nicht aktiviert werden. 

‒ Revisionen mit Verbesserung der Qualität des Outputs (im Vergleich zum ursprünglichen 
Zustand/Beispiel: Leistungserhöhung) werden dann aktiviert, wenn der Barwert der zu-
künftigen Nettogeldzuflüsse keine Überbewertung der Sachanlagen aufzeigt. Ansonsten 
sind diese Aufwendungen nicht aktivierungsfähig. 

‒ Ein Kugelschieber wird einer Grossrevision unterzogen und die ursprüngliche Abschrei-
bungsdauer wird wesentlich verlängert. Unter dieser Voraussetzung sind die Aufwen-
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dungen zu aktivieren. Beispiel: Die Abschreibungsdauer des Kugelschiebers ist mit 40 
Jahre angenommen. Die Grossrevision nach 30 Jahren verlängert die Lebensdauer des 
Kugelschiebers um 20 Jahre auf 60 Jahre. Die Grossrevision ist zu aktivieren und über 30 
Jahre (bzw. bis zur nächsten Grossrevision) abzuschreiben. Die Nutzungsdauer der ur-
sprünglichen Investition ist auf 60 Jahre anzupassen. 

‒ Nicht aktiviert, d.h. der laufenden Erfolgsrechnung belastet, werden kleinere Revisionsar-
beiten, laufender Unterhalt, Inspektionen, Reparaturen, werterhaltende Massnahmen und 
Aufwendungen unterhalb der Aktivierungsuntergrenze. Ebenfalls darunter fallen Grossre-
visionen (vollständig oder teilweise), sofern die definierten Anforderungen nicht erfüllt sind. 

1121 Zu amortisierende Kosten für Nachbetrieb, Stilllegung und Entsorgung 

Definition 

Diese Position umfasst die aktivierten Barwerte der Rückstellungen für die Kosten für Nachbetrieb, 
Stilllegung und Entsorgung bei Kernanlagen. 

Buchführung 

Gemäss den Bestimmungen in Swiss GAAP FER 23 werden Beseitigungs- und Wiederherstellungs-
kosten bei Erwerb oder Inbetriebsetzung einer Sachanlage zum Barwert aktiviert. Für diese über die 
Nutzungsdauer zu amortisierenden aktivierten Rückstellungsbarwerte wird je Rückstellungsart ein se-
parates Hauptbuchkonto geführt. In der Jahresrechnung wird der Totalbetrag per Bilanzstichtag in ei-
ner separaten Position ausgewiesen und mit dem Bilanzwert der Sachanlagen in einem 
Zwischentotal summiert. 

Bewertung 

Die Bewertung des Vermögenswerts basiert auf den in der Branche verwendeten Rückstellungsmo-
delle von swissnuclear, die periodisch aktualisiert und von externen Stellen geprüft werden . Der Ver-
mögenswert wird über die Nutzungsdauer linear abgeschrieben.  

Geänderte Schätzungen der entsprechenden Rückstellungen werden sowohl bei den Rückstellungen 
als auch in gleicher Höhe bei den zu amortisierenden Kosten für Nachbetrieb, Stilllegung und Entsor-
gung berücksichtigt, womit derartige Schätzungsänderungen ergebnis- beziehungsweise jahreskos-
tenneutral erfolgen. Eine Verminderung der geschätzten künftigen Verpflichtung wird, soweit daraus 
ein negativer Buchwert des Vermögenswertes resultieren würde, direkt der Erfolgsrechnung gutge-
schrieben. 

Aktivierung 

Die Aktivierung erfolgt im Zeitpunkt, in dem die Verpflichtung entsteht, in der Regel bei Inbetrieb-
nahme der Anlage. 

1122 Bebaute Grundstücke und Gebäude betrieblich 

Definition 

Unter dieser Position werden betrieblich bebaute Grundstücke und Gebäude (inkl. Stockwerkeigen-
tum) - einschliesslich deren baulicher Einrichtungen wie z.B. Klimaanlagen, Elektrizitäts-, Gas- und 
Wasserversorgungsanlagen - ausgewiesen. Als betrieblich bebaute Grundstücke gelten z.B. auch zu 
Stauräumen gehörende Grundstücke. Betrieblich unbebaute Grundstücke sind unter der Position 
1124 auszuweisen. Bei den Gebäuden ist es unerheblich, ob diese auf fremdem oder eigenem Boden 
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erstellt sind. Ebenfalls unter dieser Position sind bebaute Grundstücke und Gebäude auszuweisen, 
die betrieblich genutzt werden wie z.B. Verwaltungsgebäude und Lagerhallen, jedoch mit den Be-
triebsanlagen nicht eng verbunden sind und eine Loslösung vom Betrieb oder eine Umnutzung denk-
bar wäre. Geleaste Grundstücke und Gebäude sind ebenfalls unter dieser Position auszuweisen.  
Geleaste Grundstücke und Gebäude im Finanzierungsleasing sind nach FER 13 separat auszuwei-
sen. Ausserdem bestehen bestehen Vorschriften zum Anhangsausweis. 

Nicht unter dieser Position auszuweisen sind bebaute Grundstücke im Umfeld der Speicherseen bei 
Wasserkraftanlagen. Diese werden unter der Position 1120 erfasst. Ebenfalls nicht unter dieser Posi-
tion fallen betriebsfremde Grundstücke und Gebäude. Diese sind für den bebauten Teil unter der Po-
sition 1123 auszuweisen bzw. für den unbebauten Teil unter der Position 1125. 

Buchführung 

Die Buchführung entspricht den Ausführungen zu Position 1120. Zusätzlich ist bei den Grundstücken 
zu unterscheiden zwischen bebaut und unbebaut. Im Anhang sind unbebaute Grundstücke gemäss 
Swiss GAAP FER 3 separat auszuweisen (ein direkter Ausweis in der Bilanz ist ebenfalls möglich).  

Bewertung 

Grundstücke sowie gekaufte Gebäude sind im Jahr des Erwerbs zum Anschaffungswert zu aktivie-
ren. Vermittlungsprovisionen, Handänderungsgebühren gehören zu den Anschaffungskosten. 

Bei selbst erstellten Gebäuden sind alle mit der Erstellung verbundenen Kosten zu aktivieren; dazu 
gehören auch Projektleitungskosten sowie Aufwendungen für die Umgebungsarbeiten (Zufahrten, 
Parkplätze). Zinsaufwendungen während der Bauphase können aktiviert werden, sofern sich die Bau-
zeit über mehrere Jahre erstreckt und es sich um ein grösseres Investitionsvorhaben handelt. 

Als angefallene Zinsen gelten die effektiv gezahlten Zinsen, sofern diese ermittelt werden können. Bei 
Mischfinanzierungen kann auch auf einen kalkulatorischen Zinssatz abgestellt werden. 

Grundstücke werden grundsätzlich nicht abgeschrieben. Eine Wertberichtigung zu Lasten der Er-
folgsrechnung ist jedoch dann vorzunehmen, wenn durch Umzonungen, Umweltbelastungen oder 
durch andere nachhaltige Beeinträchtigung der Werthaltigkeit eine Wertminderung eingetreten ist. 
Eine Ausnahme bilden entschädigungslos heimfallende Grundstücke wie z.B. Grundstücke, welche 
zu den Stauanlagen gehören und mit diesen heimfallen. Diese müssen über die Konzessionsdauer 
abgeschrieben werden. 

Die Gebäude sind planmässig über die erwartete wirtschaftliche Nutzungsdauer linear abzuschrei-
ben. Bei Gebäuden im Baurecht richtet sich die Nutzungsdauer nach den Vereinbarungen im Bau-
rechtsvertrag. Einbauten in gemieteten Räumen sind ebenfalls über die Nutzungsdauer 
abzuschreiben, maximal jedoch nach der Laufzeit des Mietvertrages. Zusätzliche Wertberichtigungen 
sind dann vorzunehmen, wenn durch nachhaltige Beeinträchtigung der Werthaltigkeit eine Wertmin-
derung eingetreten ist. 

Für die Bewertung der betrieblichen Grundstücke und Gebäude ist das Prinzip der Einzelbewertung 
einzuhalten. 

Die Nutzungsdauern der Gebäude richten sich nach den im VSE-Handbuch für das betriebliche 
Rechnungswesen festgelegten Jahren (Auszug der Richtwerte unter Kapitel 12 dieses Handbuches). 

Laufende Reparatur- und Unterhaltskosten für Gebäude sind zu Lasten der Erfolgsrechnung zu ver-
buchen. Grossreparaturen, die zur Verlängerung der Gebäude-Nutzungsdauer führen oder 
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Wertvermehrungscharakter haben, sind zu aktivieren. Die Nutzungsdauer ist nach derartigen Unter-
haltsarbeiten neu einzuschätzen. 

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, während 
mehr als einer Rechnungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze übersteigen. 

Empfehlung: Jedes Partnerwerk legt diese individuell fest. 

1123 Bebaute Grundstücke und Gebäude betriebsfremd 

Definition 

Unter dieser Position werden nicht betriebsnotwendige bebaute Grundstücke und Gebäude (Rendite-
objekte) - einschliesslich deren baulicher Einrichtungen - ausgewiesen, wie z.B. Wohnhäuser, Res-
taurants. Unbebaute betriebsfremde Grundstücke sind unter der Position 1125 auszuweisen. Bei den 
Gebäuden ist es unerheblich, ob diese auf fremdem oder eigenem Boden erstellt sind. Ebenfalls aus-
zuweisen sind geleaste Grundstücke und Gebäude. 

Nicht unter dieser Position auszuweisen sind Grundstücke und Gebäude, die für den Betrieb be-
stimmt sind. Diese werden unter der Position 1124 erfasst. 

Buchführung 

Die Buchführung entspricht den Ausführungen zu Position 1120. Zusätzlich ist bei den Grundstücken 
zu unterscheiden zwischen bebaut und unbebaut. Im Anhang sind  
unbebaute Grundstücke gemäss Swiss GAAP FER 3 separat auszuweisen (ein direkter Ausweis in 
der Bilanz ist ebenfalls möglich). 

Bewertung 

Grundstücke sowie gekaufte Gebäude sind im Jahr des Erwerbs zum Anschaffungswert zu aktivie-
ren. Vermittlungsprovisionen sowie Handänderungsgebühren gehören zu den Anschaffungskosten. 

Bei selbst erstellten Gebäuden sind alle mit der Erstellung verbundenen Kosten zu aktivieren; dazu 
gehören auch Projektleitungskosten sowie Aufwendungen für die Umgebungsarbeiten (Zufahrten, 
Parkplätze). Zinsaufwendungen während der Bauphase können aktiviert werden, sofern sich die Bau-
zeit über mehrere Jahre erstreckt und es sich um ein grösseres Investitionsvorhaben handelt. 

Als angefallene Zinsen gelten die effektiv gezahlten Zinsen, sofern diese ermittelt werden können. Bei 
Mischfinanzierungen kann auch auf einen kalkulatorischen Zinssatz abgestellt werden. 

Mögliche Aufwertungen an aktuelle Werte (Schätzung, tatsächlicher Ertragswert) sind nicht vorzuneh-
men. 

Grundstücke werden grundsätzlich nicht abgeschrieben. Eine Wertberichtigung ist jedoch dann vor-
zunehmen, wenn durch Umzonungen, Umweltbelastungen oder durch andere nachhaltige Beein-
trächtigung der Werthaltigkeit eine Wertminderung eingetreten ist. 

Die Gebäude sind planmässig über ihre Nutzungsdauer linear abzuschreiben. Zusätzliche Wertbe-
richtigungen sind dann vorzunehmen, wenn durch nachhaltige Beeinträchtigung der Werthaltigkeit 
eine Wertminderung eingetreten ist. 
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Sofern der Verkehrswert der betriebsfremden Grundstücke und Gebäude tiefer ist als der bilanzierte 
Restbuchwert, ist der Differenzbetrag erfolgswirksam abzuschreiben. Es ist das Prinzip der Einzelbe-
wertung einzuhalten. 

Laufende Reparatur- und Unterhaltskosten für Gebäude sind zu Lasten der Erfolgsrechnung zu ver-
buchen. Grossreparaturen, die zur Verlängerung der Gebäude-Nutzungsdauer führen oder Wertver-
mehrungscharakter haben, sind zu aktivieren. Die Nutzungsdauer ist nach derartigen 
Unterhaltsarbeiten neu einzuschätzen. 

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, während 
mehr als einer Rechnungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze übersteigen. 

Empfehlung: Jedes Partnerwerk legt diese individuell fest. 

1124 Unbebaute Grundstücke betrieblich 

Definition 

Unter dieser Position werden unbebaute betriebliche Grundstücke ausgewiesen. Die bebauten be-
trieblichen Grundstücke werden unter Position 1122 bilanziert. 

Buchführung 

Die Buchführung entspricht den Ausführungen zu Position 1122.  

Bewertung 

Die Bewertung entspricht den Ausführungen zu Position 1122. 

1125 Unbebaute Grundstücke betriebsfremd 

Definition 

Unter dieser Position werden unbebaute betriebsfremde Grundstücke ausgewiesen. Die bebauten 

betriebsfremden Grundstücke werden unter Position 1123 bilanziert. 

Buchführung 

Die Buchführung entspricht den Ausführungen zu Position 1123.  

Bewertung 

Die Bewertung entspricht den Ausführungen zu Position 1123.  

 

1126 Projektstudien 
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Definition 

Unter dieser Position werden aufgelaufene Kosten für Projektstudien aktiviert im Zusammenhang mit 
zukünftig zu realisierenden Investitionsvorhaben in Sachanlagen. 

Buchführung 

Im Hauptbuch wird für sämtliche aktivierten Projektstudien ein Sammelkonto geführt. Nach Fertigstel-
lung und Inbetriebnahme der Anlage sind die Kosten der Projektstudie auf das entsprechende Sach-
anlagekonto umzubuchen. 

Bewertung 

Die Projektstudien sind zu Anschaffungskosten zu bilanzieren. Abschreibungen sind in der Regel 
nicht vorzunehmen, da die im Zusammenhang mit der Projektstudie stehenden Anlagen betrieblich 
noch nicht genutzt werden. Sofern das Projekt auf einen späteren Zeitpunkt sistiert oder die Realisie-
rung aufgrund von Indizes eher unwahrscheinlich erscheint, sind laufend Wertberichtigungen auf-
grund einer Risikobeurteilung vorzunehmen. Wird das Projekt nicht realisiert, sind die aktivierten 
Kosten vollumfänglich über die Erfolgsrechnung abzuschreiben. 

Aktivierung 

Sofern die geschätzten Kosten des gesamten Projektes die Aktivierungsuntergrenze überschreiten 
können die Aufwendungen für Projektstudien aktiviert werden. Vorabklärungen für noch nicht kon-
krete Projekte werden nicht aktiviert. 

1127 Übrige Sachanlagen 

Definition 

Diese Position ist ein Sammelposten, dem alle Vermögensgegenstände zuzuordnen sind, die sich 
nicht unter den anderen Gruppen der Sachanlagen subsumieren lassen. Dazu zählt insbesondere die 
Betriebs- und Geschäftsausstattung. Zur Betriebsausstattung zählen beispielsweise Werkstätten-, La-
bor- und Lagereinrichtungen, Werkzeuge, Modelle und Fahrzeuge; als Geschäftsausstattung gelten 
Büro- und Ausstellungseinrichtungen, EDV-Anlagen und andere Büromaschinen. 

Buchführung 

Die Buchführung entspricht den Ausführungen zu Position 1120. 

Bewertung 

Es gilt das zu Position 1120 Gesagte, wobei die anzuwendenden wirtschaftlichen Nutzungsdauern 
sich ebenfalls nach den im VSE-Handbuch für das betriebliche Rechnungswesen festgelegten Jahren 
richten (Auszug der Richtwerte unter Kapitel 12 dieses Handbuches). 

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, während 
mehr als einer Rechnungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze übersteigen. 

Aktivierungsuntergrenze:  Je Einzelobjekt bzw. zusammenhängende Objektgruppe wird in den 
Aktivierungsrichtlinien von der jeweiligen Gesellschaft festgelegt. 
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1128 Anlagen im Bau 

Definition 

Diese Position umfasst die noch nicht fertig gestellten bzw. noch nicht betriebsbereiten Anlagegüter 
bis zu deren Inbetriebnahme bzw. deren Betriebsbereitschaft. Als Anlagegüter gelten dabei sämtliche 
Positionen des Sachanlagevermögens. 

Buchführung 

Im Hauptbuch wird für sämtliche im Bau befindliche Anlagen ein Sammelkonto geführt. Der Saldo auf 
diesem Konto sollte regelmässig mit den Investitionsaufträgen abgestimmt werden. Nach Inbetrieb-
nahme der Anlage ist diese auf das entsprechende Sachanlagekonto umzubuchen. Teilaktivierungen 
sind möglich. 

Bewertung 

Die Zugänge erfolgen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten. Bei den Eigenleistungen ist zu be-
achten, dass es sich tatsächlich um aktivierbare Aufwendungen handelt. Zinsaufwendungen während 
der Bauphase können aktiviert werden, sofern sich die Bauzeit über mehrere Jahre erstreckt und es 
sich um ein grösseres Investitionsvorhaben handelt (Ausnahme Projektstudien). 

Sofern ermittelbar, sind die angefallenen Zinsen die effektiv gezahlten. Bei Mischfinanzierungen kann 
auch auf einen kalkulatorischen Zinssatz abgestellt werden. (siehe Kapitel 12, Seite 1, Swiss GAAP 
FER 18 Ziffer 7) 

Abschreibungen auf die Anlagen im Bau sind in der Regel nicht vorzunehmen, da die Anlagen noch 
nicht betrieblich genutzt werden. Wird jedoch während des Baufortschritts erkannt, dass die Anlage-
kosten den erzielbaren Wert (Nutzwert oder Netto-Marktwert)übersteigen werden, können in begrün-
deten Fällen Wertberichtigungen vorgenommen werden. 

1129 Geleistete Anzahlungen auf Anlagen im Bau 

Definition 

Unter (aktiven) Anzahlungen versteht man geleistete Zahlungen für noch nicht oder erst teilweise er-
haltene Lieferungen oder Leistungen. Anzahlungen stehen somit mit schwebenden Geschäften in Zu-
sammenhang. Soweit für die geleistete Anzahlung von der Gegenseite noch keine Lieferung oder 
Leistung erbracht worden ist, hat die Anzahlung Vorleistungscharakter; in diesem Fall wird in der Pra-
xis der Begriff "Vorauszahlung" verwendet. Die Anzahlung wird aufgrund ihrer Zweckbestimmung 
"Anlagenkauf" unter dem Sachanlagevermögen ausgewiesen. 

Buchführung 

Im Hauptbuch wird für sämtliche Anzahlungen für Anlagen im Bau ein Sammelkonto geführt. Der 
Saldo auf diesem Konto sollte regelmässig mit den Investitionsaufträgen abgestimmt werden. 

Nach Leistungserbringung und nach Erhalt der Schlussrechnung sind die Anzahlungen gegen diese 
Rechnung zu verrechnen. 

Bewertung 

Geleistete Anzahlungen auf Anlagen im Bau werden zum Nominalwert bilanziert. 
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113   Immaterielle Anlagen 

1130 Nutzungsrechte und Strombezugsrechte 

Definition 

Nutzungsrechte sind vertraglich vereinbarte einmalige Entschädigungen an einen Vertragspartner für 
die Benutzung von dessen Anlagen. Es handelt sich dabei um Anlagebenutzungsrechte und Konzes-
sionen oder ähnliche Rechte.  

Strombezugsrechte sind vertraglich vereinbarte Vorauszahlungen für die Zurverfügungsstellung von 
Energieleistungen. 

Buchführung 

Die Buchführung der Nutzungsrechte und der Strombezugsrechte kann im Hauptbuch direkt oder in 
der Anlagenbuchhaltung erfolgen. Im letzteren Fall ist im Hauptbuch ein Sammelkonto zu führen. 

Die Werte sind brutto zu führen. Das heisst, Anschaffungskosten, Zinszuschreibungen und Wertbe-
richtigungen sind auf getrennten Konten auszuweisen. 

Bewertung 

Die Bewertung dieser Position erfolgt zu Anschaffungskosten zuzüglich der angefallenen Zinsen, 
wenn für diese Vorleistungen Refinanzierungskosten entstanden sind. 

Als angefallene Zinsen gelten die effektiv gezahlten Zinsen, sofern diese ermittelt werden können. Bei 
Mischfinanzierungen kann auch auf einen kalkulatorischen Zinssatz abgestellt werden. 

Entsprechend der Laufzeit der Verträge sind diese nach anerkannten betriebswirtschaftlichen Metho-
den abzuschreiben.  

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, 
während mehr als einer Buchungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze 
übersteigen. 

Aktivierungsuntergrenze: Gemäss Aktivierungsrichtlinie der jeweiligen Gesellschaft. 

1131 Anzahlungen für immaterielle Aktiven 

Definition 

Anzahlungen auf immaterielle Aktiven sind Vorleistungen auf ein schwebendes Geschäft, welches auf 
die Anschaffung eines den immateriellen Anlagen zuzuordnenden Vermögensstandes gerichtet ist. 

Buchführung 

Für die geleisteten Anzahlungen ist ein separates Hauptbuchkonto zu führen. Nach dem Zugang die-
ses Vermögensgegenstandes und der damit verbundenen Rechnungsstellung sind die Anzahlungen 
gegen diese Rechnung zu verrechnen. 
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Bewertung 

Die Anzahlungen sind zum Nominalwert zu bilanzieren. 

1132 Erworbene Konzessionen für den Bau und Betrieb eigener Anlagen 

Definition 

Bei dieser Position handelt es sich in der Regel um die Einmalzahlung für den Erwerb der Konzession 
für den Bau und Betrieb eigener Betriebsanlagen. 

Buchführung 

Die Buchführung der erworbenen Konzessionen kann im Hauptbuch direkt oder in der Anlagebuch-
haltung erfolgen. Die Werte sind brutto zu führen. Das heisst, Anschaffungskosten und Wertberichti-
gungen sind auf getrennten Konten auszuweisen. 

Bewertung 

Die Bewertung dieser Position erfolgt zu Anschaffungskosten. Entsprechend der Konzessionsdauer 
sind diese linear abzuschreiben. 

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, während 
mehr als einer Buchungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze übersteigen. 

Empfehlung: keine Aktivierungsuntergrenze 

1133 Übrige immaterielle Aktiven 

Definition 

Unter dieser Position werden alle vorgängig nicht erwähnten immateriellen Aktiven ausgewiesen. 
Dazu zählen insbesondere: 

‒ Lizenzen  

‒ Patente 

‒ technischer oder anderer Know-how 

‒ Konzessionen 

‒ EDV-Software 

Erworbene Wasserrechtskonzessionen für den Bau von Betriebsanlagen sind unter der Position 1132 
„Erworbene Konzessionen für den Betrieb eigener Anlagen“ aufzuführen. 

Buchführung 

Für jedes immaterielle Anlagegut ist ein separates Hauptbuchkonto zu führen. 

Bewertung 

Der aktivierbare und identifizierbare immaterielle Wert darf höchstens zu Anschaffungs- oder Herstell-
kosten erfasst werden. Sind die Aufwendungen höher als der zu diesem Zeitpunkt ermittelte 
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erzielbare Wert, so ist dieser massgebend. Der Differenzbetrag zwischen den höheren Aufwendun-
gen und dem erzielbaren Wert ist dem Periodenergebnis zu belasten. 

Bei der Bilanzierung immaterieller Werte ist die zukünftige Nutzungsdauer zu schätzen. Sofern die 
Nutzungsdauer nicht eindeutig bestimmt werden kann, erfolgt die Abschreibung in der Regel über 
fünf Jahre, höchstens jedoch über 20 Jahre. 

Die geschätzte Nutzungsdauer sowie die Abschreibungsmethode sind im Anhang offen zu legen. 

Aktivierung 

Investitionen werden dann aktiviert, wenn sie einen Netto-Marktwert oder Nutzwert haben, während 
mehr als einer Buchungsperiode genutzt werden und die Aktivierungsuntergrenze übersteigen. 

Aktivierungsuntergrenze: Gemäss Aktivierungsrichtlinie der jeweiligen Gesellschaft. 

2 Passiven 

20 Kurzfristiges Fremdkapital 

Als kurzfristig müssen alle Verbindlichkeiten bilanziert werden, die voraussichtlich innerhalb eines 
Jahres ab Bilanzstichtag oder innerhalb des normalen Geschäftszyklus zur Zahlung fällig werden. 

200 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

Definition 

Unter dieser Position sind die Verbindlichkeiten auszuweisen, die vom liefernden Unternehmen be-
reits erfüllt sind, deren Erfüllung durch den Schuldner jedoch noch aussteht. Die Entstehung dieser 
Verbindlichkeiten kann ihren Grund in Liefer-, Werk-, Dienstleistungs- oder auch Mietverträgen ha-
ben. 

Für eine Übersicht der Verbindlichkeiten, die nicht hier, sondern unter der Position "übrige kurzfristige 
Verbindlichkeiten" auszuweisen sind, sei auf die Definition zu Position 202 verwiesen. 

Grundsätzlich dürfen Forderungen an Lieferanten nicht mit Verbindlichkeiten verrechnet werden. Eine 
Ausnahme von dieser Regel ist dann zu machen, wenn mit Lieferanten eine gegenseitige Verrech-
nung unter Ausgleich von Überhängen verabredet wurde. 

Sollten sich in dieser Position Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen mit einer Laufzeit 
von über einem Jahr befinden, ist im Anhang eine OP-Rasterung zu empfehlen. 

Buchführung 

Die Art der Buchführung ist den Partnerwerken überlassen. 

Bewertung 

Die Verbindlichkeiten werden zum Nominalwert bilanziert. 
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201 Kurzfristige verzinsliche Verbindlichkeiten 

Definition 

Unter dieser Position werden verzinsliche Finanzverbindlichkeiten ausgewiesen wie z.B.: 

‒ Kontokorrentkredite 

‒ Anteil der Bankverbindlichkeiten und Bankhypotheken mit einer Restlaufzeit < 12 Monaten 

‒ Darlehen mit einer Durchlaufzeit < 12 Monaten 

‒ Rückzahlbare Anleihens- oder Darlehensanteile 

Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und Bewertung entspricht den Ausführungen zu Position 200. Da diese Verbindlich-
keiten jedoch eine Laufzeit von weniger als einem Jahr aufweisen, ist keine Rasterung entsprechend 
der Laufzeit vorzunehmen. 

202 Übrige kurzfristige Verbindlichkeiten 

Definition 

Unter dieser Position sind die Verbindlichkeiten aus Verträgen, die nicht unter die Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen fallen. Dazu zählen insbesondere: 

‒ Fällige Zinsen gemäss den Ausführungen zu Position 2011 

‒ Beschlossene aber noch nicht ausbezahlte Dividenden 

‒ Kreditorische Debitoren 

‒ Erhaltene Anzahlungen auf Sachanlagen 

‒ Ausstehende Personalkosten 

‒ Fällige Provisionen 

‒ Verwaltungsratsvergütungen 

‒ Zu viel eingeforderte Jahreskosten 

‒ Rückzahlbare Leasingraten (separater Ausweis von Finanzierungsleasing) 

In der Regel sollte diese Position nur Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von weniger als einem 
Jahr beinhalten. Sollten sich ausnahmsweise darin Positionen mit einer Laufzeit von über einem Jahr 
befinden, ist im Anhang eine OP-Rasterung zu empfehlen. 

Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und Bewertung entspricht den Ausführungen zu Position 200. 

203 Kurzfristige Rückstellungen 

Definition 

Die Definition entspricht den Ausführungen zu Position 211 „Langfristige Rückstellungen“. Unter die-
ser Position ist der kurzfristige  Anteil (12 Monate) der lang-fristigen Rückstellungen auszuweisen. Zu-
dem sind allfällig weitere kurzfristig fällige Verpflichtungen mit Rückstellungscharakter in dieser 
Position zu bilanzieren. 
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Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und Bewertung entspricht den Ausführungen zu Position 211.  

204 Passive Rechnungsabgrenzungen 

Definition 

Rechnungsabgrenzungsposten dienen dem periodengerechten Ausweis von Aufwand und Ertrag in 
der Erfolgsrechnung bei Geschäftsvorfällen, die mehrere, also mindestens zwei Geschäftsjahre be-
rühren und somit über den Bilanzabschlussstichtag hinausreichen. Sie umfassen sowohl die transito-
rischen als auch die antizipativen Rechnungs-Abgrenzungsposten. 

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten umfassen Einnahmen resp. Aufwendungen der abge-
laufenen Rechnungsperiode, die als Erträge resp. Ausgaben den folgenden Perioden zuzuschreiben 
sind, wie z.B. im voraus erhaltene Mietzinsen. 

Ebenfalls unter den passiven Rechnungsabgrenzungen sind die Abgrenzungen für Ferien- und Über-
zeitguthaben der Mitarbeiter zu erfassen. 

Die Abgrenzung für laufende Ertragssteuern umfasst: 

‒ die geschuldeten Steuern 

‒ die auf dem laufenden Ergebnis entstehenden aber erst in den Folgeperioden geschuldeten 
Steuern 

‒ die mutmasslichen Steuernachzahlungen abzüglich allfällige Steuervorauszahlungen und Steu-
errückvergütungen 

Buchführung 

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten sind auf einem separaten Hauptbuchkonto auszuwei-
sen. 

Bewertung 

Die Rechnungsabgrenzungsposten werden zum Nominalwert bilanziert. 

21 Langfristiges Fremdkapital 

210 Langfristige verzinsliche Verbindlichkeiten 

2100 Obligationenanleihen 

Definition 

Obligationenanleihen sind durch die Inanspruchnahme organisierter in- oder ausländischer Kapital-
märkte aufgenommene Fremdkapitalien.  

Unter dieser Position sind nur die Anleihensanteile auszuweisen, die langfristigen Charakter haben. 
Innerhalb eines Jahres rückzahlbare Anleihensanteile sind unter der Position 201 "Kurzfristige ver-
zinsliche Verbindlichkeiten" auszuweisen.  

Die Verbindlichkeiten aus Obligationenanleihen sind im Anhang nach der Laufzeit zu unterteilen in 
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‒ Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit > 1 - < 5 Jahre 

‒ Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit > 5 Jahre. 

Bewertung 

Obligationen sind mit dem vollen Rückzahlungsbetrag auszuweisen. Bei einer Emission unter pari 
wird die Differenz zwischen dem Emissionskurs und dem Nennwert bzw. Rückzahlungswert als 
Disagio (Abgeld) bezeichnet. Das Disagio und sämtliche Emissionskosten der Anleihe werden unter 
der Position „Aktive Rechnungsabgrenzungen“ bilanziert. Beide Elemente sind über die Laufzeit der 
Anleihe linear über die Position „Finanzaufwand“ aufzulösen. Im Falle einer Überpari-Ausgabe wird 
das Agio mit den Emissionskosten verrechnet. Allfällig netto verbleibende Emissionskosten sind wie 
vorgängig erwähnt zu aktivieren und über die Laufzeit der Anleihe aufzulösen. Aufgelaufene aber 
noch nicht fällige Zinsen sind abzugrenzen und unter Position 204 Passive Rechnungsabgrenzungen“ 
zu bilanzieren. 

2101 Darlehen 

Definition 

Diese Position umfasst alle verzinslichen langfristigen Darlehen sowie auch Privatplatzierungen. 

Vereinbarte Rückzahlungen bzw. Teilrückzahlungen, welche innerhalb der nächsten zwölf Monate 
fällig werden, sind unter der Position 201 auszuweisen. Erhaltene Zinsrechnungen sind unter der Po-
sition 202 auszuweisen. Entstandene aber noch nicht in Rechnung gestellte Zinsen sind zum Ab-
schlussstichtag unter den Abgrenzungsposten - Position 204 - zu bilanzieren. 

Die Verbindlichkeiten aus Darlehen sind im Anhang nach der Laufzeit zu unterteilen in 

‒ Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit > 1 - < 5 Jahre 

‒ Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit > 5 Jahre. 

Buchführung 

Es empfiehlt sich, für jedes Darlehen ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen, es sei denn, dass alle 
notwendigen Informationen aus einer Nebenbuchhaltung ersichtlich sind. 

Bewertung 

Die Bewertung der langfristigen Darlehen erfolgt zum Nominalwert. 

2102 Langfristige Bankverbindlichkeiten 

Definition 

Unter dieser Position sind sämtliche Bankverbindlichkeiten auszuweisen, mit Ausnahme der Hypothe-
kardarlehen. 

Vereinbarte Teilrückzahlungen, welche innerhalb der nächsten zwölf Monate fällig werden, sowie in 
Rechnung gestellte Zinsen sind unter der Position 201 zu bilanzieren. 

Entstandene aber noch nicht in Rechnung gestellte Zinsen sind zum Abschlussstichtag unter Position 
204 auszuweisen. 
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Bezüglich der Gliederung dieser Position entsprechend der Restlaufzeit gelten die Ausführungen zu 
Position 2101. 

Buchführung und Bewertung 

Die Buchführung und Bewertung entsprechen den Ausführungen zu Position 2101. 

211 Langfristige Rückstellungen  

Definition 

Eine Rückstellung ist eine auf einem Ereignis in der Vergangenheit begründete wahrscheinliche Ver-
pflichtung, deren Höhe und/oder Fälligkeit ungewiss, aber schätzbar ist. Diese Verpflichtung begrün-
det eine Verbindlichkeit. Rückstellungen dienen nicht zur Wertberichtigung von Aktiven. 
Rückstellungen stellen rechtliche oder faktische Verpflichtungen dar. Die Offenlegungen haben je se-
parat für kurz- und langfristige Rückstellungen zu erfolgen. 

2110 Nukleare Rückstellungen  

Definition 

Unter dieser Position wird die Summe der Rückstellungen für die Entsorgung von abgebrannten 
Brennelementen und radioaktiven Betriebsabfällen, für die Kosten zur Stilllegung und zum Abbruch 
von Kernanlagen sowie für die Kosten des Nachbetriebs ausgewiesen. 

Buchführung 

Für die unterschiedlichen Arten von Rückstellungen sind separate Hauptbuchkonten zu führen. Die 
kumulierten Rückstellungsbildungen und die kumulierten Zahlungen sind dabei brutto auszuweisen.  

Für den Nachbetrieb, die Stilllegung und die Entsorgung werden in der Branche gemeinsame, detail-
lierte Kostenberechnungen vorgenommen. Die Kostenberechnungen für die Stilllegung und die Ent-
sorgung werden vom Bund in regelmässigen Abständen (alle 5 Jahre) überprüft und bilden die Basis 
für die Beitragsveranlagung durch die Kommission der staatlichen Fonds (siehe 1102). Die Kosten 
des Nachbetriebs werden durch das Werk direkt bezahlt.  

Die nuklearen Rückstellungen werden auf der Basis eines finanzmathematischen Modells ermittelt. 
Darin wird per Bilanzstichtag der Barwert der zukünftigen Verpflichtung für die Entsorgung und die 
Stilllegung berechnet. Die Rückstellungsbildung im Inbetriebsetzungszeitpunkt wird aktiviert und über 
die angenommene Nutzungsdauer abgeschrieben (siehe Position 1121). Geänderte Schätzungen im 
zeitlichen Anfall oder in der Höhe der Auszahlungen oder Änderungen des Zinssatzes werden sowohl 
bei den Rückstellungen als auch in gleicher Höhe beim zugehörigen Vermögenswert (aktivierter Bar-
wert) berücksichtigt. Eine Verminderung der geschätzten künftigen Verpflichtung wird, soweit daraus 
ein negativer Buchwert des Vermögenswertes resultieren würde, direkt der Erfolgsrechnung gutge-
schrieben. Die Rückstellung wird mit einem kalkulatorischen Zinssatz in Anlehnung an die SEFV-Ver-
ordnung aufgezinst. Der daraus resultierende Zinsaufwand ist unter der Position 51 „Finanzaufwand“ 
brutto auszuweisen. 

Bewertung 

Die Bewertung der Position nukleare Rückstellungen erfolgt zum Barwert der per Bilanzstichtag er-
warteten zukünftigen Mittelabflüsse nach der Ausserbetriebnahme. Die Sollbestände dieser Rückstel-
lungen basieren auf den periodisch erstellten branchenweiten Kostenstudien, die auch vom Bund 
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geprüft werden und „best estimate"-Kostenschätzungen darstellen. Die Rückstellungen können auch 
differenzierte Kostenzuschläge für Verwaltungsgemeinkosten sowie für künftige Unsicherheiten im 
Sinne eines „Management best estimate“-Ansatzes für durch die Eigentümer zu erbringende Leistun-
gen nach Ausserbetriebnahme der Anlagen beinhalten. 

2111 Rückstellungen für Altersvorsorge 

Definition 

Rückstellungen für Altersvorsorge können ihren Ursprung haben in 

‒ direkt zugesagten Leistungen des Arbeitgebers gegenüber seinen Angestellten in Form von Al-
ters-, Erwerbsunfähigkeits- sowie Witwen- und Waisenrenten inkl. Teuerungsausgleich an die 
Begünstigten 

‒ Garantieverpflichtungen des Arbeitgebers gegenüber einer Personalvorsorge-Einrichtung. 

Vorsorgeeinrichtungsverpflichtungen gemäss Swiss GAAP FER 16 resp. IAS 19 sind unter dem spe-
ziellen Themenkreis, Kapitel 10, behandelt.  

Buchführung 

Für die Rückstellung für Altersvorsorge ist ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen. 

Bewertung 

Die Rückstellungen für Altersvorsorge sind periodisch neu zu berechnen unter Anpassung der in Zu-
kunft zu erwartenden Verpflichtungen. 

2112 Sonstige langfristige Rückstellungen 

Unter der Position "Sonstige langfristige Rückstellungen" sind sämtliche Rückstellungen auszuwei-
sen, von denen abzusehen ist, dass sie nicht innerhalb eines Jahres aufgelöst werden. Dazu zählen 
insbesondere: 

‒ Rückstellungen für drohende Verluste aus schwebenden Geschäften 

‒ Rückstellungen für Garantieverpflichtungen 

‒ Rückstellungen für Prozessrisiken, u.ä. 

‒ Schadenersatzleistungen 

Buchführung 

Für jede Rückstellungsart ist ein gesondertes Hauptbuchkonto zu führen. Der Einzelausweis erfolgt in 
Nebenrechnungen. 

Bewertung 

Die sonstigen langfristigen Rückstellungen sind nach dem Prinzip der kaufmännischen Vorsicht zu 
bilden, dürfen aber nur in der Höhe des erkannten zukünftigen Aufwands gebildet werden. Sie sind 
auf jeden Bilanzstichtag auf Basis der wahrscheinlichen Mittelabflüsse zu bewerten.  Die Bildung von 
Rückstellungen zur Resultatssteuerung ist nicht zulässig. 
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22 Eigenkapital 

2200 Grundkapital (Aktienkapital) 

Definition 

Unter dem Grundkapital (Aktienkapital) versteht man das gezeichnete nominelle Kapital einer Aktien-
gesellschaft oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Unter das Grundkapital (Aktienkapital) fallen die Gesamtnennbeträge der Aktien jeder Gattung, d.h. 
Inhaber- und Namenaktien, Stimmrechts- und Vorzugsaktien. 

Buchführung 

Für jede Aktiengattung ist ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen. 

Bewertung 

Das Aktienkapital / Grundkapital wird zum Nominalwert brutto ausgewiesen.  

Spezialfall: 
Nicht einbezahltes Grundkapital (Nicht einbezahltes Aktienkapital)  
Es besteht grundsªtzlich ein Konflikt zwischen der Regelung im Obligationenrecht (Art. 959a 
Abs. 1 Ziff. 2 Lit. e) welches vorsieht, dass ĂNicht einbezahltes Aktienkapitalñ auf der Aktiv-
seite unter dem Anlagevermºgen zu bilanzieren ist und der Regelung in Swiss GAAP FER 3 
(Ausweis als Minusposten unter dem Eigenkapital auf der Passivseite).  
Es ist nicht sicher, dass in diesem Fall ein dualer Abschluss mºglich ist. Somit muss die Mºg-
lichkeit der Erstellung eines dualen Abschlusses unbedingt mit der jeweiligen Revisionsge-
sellschaft abgestimmt werden. 

2201 Gesetzliche Kapitalreserve 

Definition 

Der gesetzlichen Kapitalreserve sind alle Mittel zuzuweisen, welche nicht aus unternehmerischer Tä-
tigkeit stammen z.B. Agio. 

Buchführung 

Für die gesetzliche Kapitalreserve ist ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen. 

Bewertung 

Die Bewertung erfolgt zum Nominalwert. 

2202 Gesetzliche Gewinnreserve (Allgemeine Reserve) 

Definition 

Die gesetzliche Gewinnreserve ist ein Teil der Gewinnrücklagen. In der Regel entspricht sie der ers-
ten und zweiten Zuweisung aus dem Jahresgewinn /Art. 671 Abs. 1 und Abs 2. Ziff. 3 OR). 
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Buchführung 

Für die gesetzliche Gewinnreserve ist ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen. 

Bewertung 

Die Bewertung erfolgt zum Nominalwert. 

2203 Freiwillige Gewinnreserven (Bilanzgewinn, Bilanzverlust) 

Definition 

Die Statuten können weitergehende Gewinnzuweisungen oder weitere Reserven vorsehen, diese 
sind unter dieser Position zu verbuchen. Im Weiteren kann die Generalversammlung die Bildung von 
Reserven beschliessen, welche im Gesetz und den Statuten nicht vorgesehen sind. Auch Bilanzge-
winn und Bilanzverlust fallen unter diese Position. Jahresgewinn / -verlust sind ebenfalls Bestandteil 
dieser Position und können der Übersichtlichkeit halber separat dargestellt werden. Folgende Auftei-
lung der Position wird vorgeschlagen: „Beschlussmässige Gewinnreserven“ und „Bilanzgewinn“. 

Buchführung 

Für diese Position ist ein eigenes Hauptbuchkonto zu führen. Sehen Satzung oder Gesellschafterbe-
schluss verschiedene Arten von Reserven vor, empfiehlt sich die Führung von mehreren Hauptbuch-
konten. 

Bewertung 

Die Reserven sind zum Nominalwert zu bilanzieren. 

2204 Eigene Kapitalanteile (Eigene Aktien)  

Definition 

Eine Aktiengesellschaft darf unter bestimmten, im Obligationenrecht festgelegten Bedingungen ei-
gene Aktien (Aktien der erwerbenden Gesellschaft selbst) erwerben. 

Buchführung 

Für eigene Kapitalanteile ist ein separates Hauptbuchkonto zu führen. (Der Bestand eigener Aktien ist 
als Minusposition im EK auszuweisen.) 

Bewertung 

Eigene Kapitalanteile werden zu ihrem Anschaffungswert erfasst und bewertet.  
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4. Erfolgsrechnung 

30 Jahreskosten zu Lasten der Partner 

Die Jahreskosten eines Partnerwerks sind der effektive Saldobetrag ihrer Jahres-rechnung. Sie wer-
den in der Regel entsprechend ihrem Anteil an der erzeugten Ener-gie von den Part¬nern (Aktionä-
ren) übernommen. 

Die buchhalterische Behandlung sowie die Bewertung von Pumpenenergie sind im speziellen The-
menkreis, Kapitel 21, aufgeführt. 

31 Aktivierte Eigenleistungen 

Unter die aktivierten Eigenleistungen fallen sämtliche Eigenleistungen, die nicht unter die Bestandes-
änderungen fallen und Eingang in die Bilanz fanden. Dazu gehören insbesondere selbsterstellte 
Vermö¬gensgegen¬stände des Anlagevermögens.  

Dieser Posten ist vom Charakter her kein Ertragsposten wie z.B. die Position  „Übriger Betriebser-
trag“. Durch die Aktivierung und den damit verbundenen Ausweis unter der Gesamtleistung des Un-
ternehmens wird lediglich dem Bruttoprinzip Rechnung getra-gen. In der Erfolgsrechnung werden 
nämlich die Löhne und die Personalgemeinkos¬ten für diese Eigenleistungen unter den Aufwendun-
gen ausgewiesen. 

Alle projektbezogenen intern erbrachten Leistungen sind grundsätzlich zu aktivieren. Bei einem Part-
nerwerk handelt es sich dabei in erster Linie um die Erfolgsrechnungs-positionen 430 „Löhne und 
Gehälter und üb¬rige Persona¬laufwendungen“ und 431 „Sozialaufwendungen“. Zudem sollten (falls 
die Beträge wesentlich sind) die Kosten der eigenen Maschinen, die bei einem Investitionsprojekt 
zum Einsatz kommen, akti¬viert werden (z.B. Baumaschinen, Lastwagen, Maschinen der eigenen 
Turbinenwerk¬statt). Auf die Aktivierung von weiteren Ge¬mein¬kosten wie z.B. Büromiete, Informa-
tik, und übrige Umlagen wird in der Regel verzichtet.  

Für die Ermittlung der massgebenden Stundensätze sind Mitarbeiter¬kategorien zu bil-den. Im VSE-
Handbuch für das betriebliche Rechnungs¬wesen wird vorgeschlagen, auf eine jährliche Präsenzzeit 
von netto 1'800 Stunden abzustellen. 

Beispiel: Der für die Aktivierung massgebende Stundensatz eines technischen Ange-stellten mit ei-
nem Jahresbruttolohn von Fr. 80'000 und Sozialleistungen von Fr. 12'000 beträgt bei 1'800 Jahres-
stunden total Fr. 51.10 pro Stunde. 

32 Übriger Betriebsertrag 

320 Energieabgabe an Dritte 

Zu den Erlösen aus der Abgabe von Energie zählen die fakturierten Erlöse aus dem Energieverkauf. 
Unter dieser Position sind insbesondere die Energielieferungen für die Talversorgung im Rahmen der 
Konzessionsauflagen auszuweisen. Es handelt sich dabei in der Regel um die Konzessionsenergie, 
bestehend aus Gratis-, Ersatz- und Vorzugsenergie. Die Bewertung dieser Energielieferungen muss 
zu mehrwertsteuer-konformen Ansätzen vorgenommen werden. Die MWSt.-Behörde hat diesen 
Sachver-halt wie folgt definiert: „Die Kraftwerkbetreiber haben solche Energielieferungen zum vollen 
Wert (d.h. zu den normaler¬weise für diese Gemeinde geltenden Tarifen) zu versteuern“. Direkt von 
den Erlösen in Abzug zu bringen sind Erlösminderungen sowie Mehrwertsteuern. Erlösminderungen 
ent¬stehen durch die Gewährung von Preisnach-lässen, Mengenrabatten, Skonti, u.ä. 
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321  Erlöse aus Netznutzung und Anlagebenutzung 

Diese Position enthält die Erlöse aus Netznutzung und aus Anlagebenutzung. 

322 Erlöse aus übrigen betrieblichen Lieferungen und Leistungen 

Zu den Erlösen aus übrigen betrieblichen Lieferungen und Leistungen zählen sämtli¬che fakturierten 
Erlöse aus dem Verkauf von Material bzw. Dienstleistungen. Als Dienst-leistungen sind auch die Ma-
nagement-Pauschalen zu betrachten, die an Toch¬ter- oder Schwestergesellschaften verrechnet wer-
den. 

Direkt von den Erlösen in Abzug zu bringen sind allfällige Erlösminderungen sowie Mehr¬wertsteu-
ern.  

323 Übrige betriebliche Erträge 

Diese Position ist ein Sammelposten für alle betrieblichen Erträge, die nicht unter an-deren Ertrags-
posten auszuweisen sind. 

Diese Erträge resultieren aus der betrieblichen Tätigkeit, stehen jedoch nicht im Zu-sammenhang mit 
den für die Gesellschaft typischen Erzeugnissen bzw. Dienstleis¬tun-gen. Der Bezug auf die betriebli-
che Tätigkeit grenzt sie jedoch auch von den ausser-ordentlichen Erträgen klar ab. 

Im Einzelnen kommen für den Ausweis unter dieser Position in Betracht: 

‒ Je nach Definition der Geschäftstätigkeit fallen darunter betrieblich bedingte Miet- oder Pachter-
träge, Schrottverkäufe oder die Veräusserung von Betriebsstoffen. Erträge aus betriebsfremden 
Grundstücken und Gebäuden (Renditeobjekte) sind unter Position 52 auszuweisen. 

‒ Erlöse aus dem Betrieb von Sozialeinrichtungen wie z.B. Kantine. 

‒ Zahlungseingänge auf in früheren Jahren ausgebuchten Forderungen. 

‒ Gewinne aus dem Verkauf von einzelnen oder einer Gruppe von Anlagegegenstän-den - vgl. 
dazu auch Position 53. 

‒ Erträge aus Schadenersatzleistungen und Versicherungsentschädigung. 

‒ Auflösung von betrieblichen Rückstellungen. 

40 Energie- und Netznutzungsaufwand  

400 Übernahme Jahreskosten von Partnerwerken 

Unter diese Position fallen die von den Partnerwerken übernommenen Jahreskosten. Die Jahreskos-
ten werden in der Regel analog dem Anteil an der erzeugten Energie des Partnerwerks verrechnet. 
Dies kommt dann vor, wenn das berichterstattende Partnerwerk an einem anderen Partnerwerk eine 
Beteiligung hält und die produzierte Energie und die Jahreskosten entsprechend dem Beteiligungsan-
teil übernimmt. 

Die buchhalterische Behandlung sowie die Bewertung von Pumpenenergie sind im speziellen The-
menkreis, Kapitel 21, aufgeführt. 

401 Übrige Aufwendungen für die Energiebeschaffung 

Zu den Aufwendungen für die Energiebeschaffung zählen die Einstandswerte für die in einer Periode 
bezogenen Lieferungen (Strom, Gas, Wärme etc.) der Energiegesell-schaften. 



© VSE/AES / Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke – CH 2018  36/114 

402 Aufwendungen für Netznutzung und Anlagebenutzung 

Unter dieser Position werden die periodisch zu zahlenden Raten für die Benutzung von Anlagen der 
Partner bzw. Dritter ausgewiesen. Fer¬ner enthält diese Position die Aufwendungen für Netznutzung. 

42 Material und Fremdleistungen 

Diese Position umfasst den gesamten Materialverbrauch sowie die Aufwendungen  und Fremdleis-
tungen für den Unterhalt, die Reparaturen und den Ersatz (URE) der Kraftwerksanlagen. Es handelt 
sich dabei im Wesentlichen um den Aufwand für die Instandhaltung und den Betrieb. 

Swiss GAAP FER 18 verlangt, dass Aufwendungen für die Instandhaltung, die rein werterhaltenden 
Charakter haben, über die Erfolgsrechnung verbucht werden. Dies führt dazu, dass bei grösseren 
Werterhaltenden Aufwendungen, die Position Material und Fremdleistungen von Periode zu Periode 
relativ stark schwanken. Aus diesem Grund sind im internen Reporting grössere und unregelmässige 
Positionen separat auszuweisen. 

43 Personalaufwand 

430 Löhne, Gehälter und übrige Personalaufwendungen 

Unter diese Position fallen sämtliche Löhne und Gehälter für das Personal. Ausgewie-sen wird der 
Bruttobetrag, d.h. der Betrag vor Abzug und Sozialabgaben, die vom Ar-beitnehmer zu tragen sind. 
Die Arbeitgeberanteile an den Sozialabgaben werden un¬ter Position 431 ausgewiesen. 

Ebenfalls nicht hier, sondern unter Position 42 auszuweisen sind Löhne und Gehälter für von anderen 
Firmen gestellte Arbeitskräfte. 

Zu den übrigen Auszahlungen an das Personal, welche hier auszuweisen sind, zählen z.B.: 

‒ Gratifikationen 

‒ Überzeitentschädigungen 

‒ Sonderzulagen 

‒ Dienstaltersgelder 

‒ Vergütungen für Verbesserungsvorschläge 

‒ Bildung von Abgrenzungen für Ferien und Überzeitguthaben 

Nicht hier, sondern unter Position 46 auszuweisen sind dagegen erstattete Spesen an Mitarbeiter für 
Verpflegung und Übernachtung, für Verwendung des eigenen Fahr-zeugs bei Dienstreisen, etc. 

431 Sozialaufwand 

Unter dieser Position sind die gesetzlichen, freiwilligen und vertraglich vereinbarten Arbeitgeberan-
teile an die Sozialversicherungsträger auszuweisen. Darunter fallen ins-besondere folgende Beiträge: 

‒ AHV / IV / EO 

‒ ALV 

‒ SUVA 

‒ Krankenkassenbeiträge 

‒ Pensionskassenbeitrag 

‒ Zuführungen zu Pensionsrückstellungen 
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Nicht unter diese Position fallen die vom Arbeitgeber einbehaltenen und abgeführten Beitragsanteile 
der Mitarbeiter. Ebenfalls nicht unter diese Position fallen die im Krankheitsfall an die Mitarbeiter wei-
tergeleisteten Bezüge; diese stellen ebenfalls Lohn oder Gehalt dar. 

44 Abgaben und sonstige Steuern  

440 Konzessions- und Wasserrechtsabgaben 

Unter dieser Position werden die Entschädigungen für die Inanspruchnahme besonde-rer Rechte 
ausgewiesen. Dazu zählen insbesondere: Konzessions- und Wasser-rechtsabgaben (z.B. Gratis-, Er-
satz- und Vorzugsenergie).  

441 Sonstige Steuern 

Unter diese Position fallen Steuern wie 

‒ Nicht rückforderbare Quellensteuern auf Beteiligungen (ohne Wertschriften). 

Nicht unter dieser Position sind dagegen Motorfahrzeugsteuer, Wechselsteuer, Aus-fuhrzölle o.ä. 
auszuweisen. Diese sind unter Position 46 aufzuführen. Siehe in diesem Zusammen¬hang auch das 
Kapitel 60 „Direkte Steuern“. 

(Unter dieser Position besteht jedoch weiterhin ein Wahlrecht, die Kapitalsteuern , sofern die Beträge 
nicht wesentlich sind, ebenfalls hier zuzuordnen) 

45 Übriger Betriebsaufwand 

Diese Position ist ein Sammelposten für alle betrieblichen Aufwendungen, die nicht unter einem an-
deren Aufwandsposten auszuweisen sind. 

Aufwendungen, die ausserhalb der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit anfallen sind je-doch nicht hier, 
sondern unter Position 53 auszuweisen. Folgende Aufwendungen sind im Übrigen Betriebsaufwand 
aufzuführen: 

‒ Raumaufwand 

‒ Fahrzeug- und Transportaufwand 

‒ Versicherungen 

‒ Revisionshonorare 

‒ PR/Öffentlichkeitsarbeit 

‒ Beratungsleistungen 

‒ Unterkunft, Verpflegung und Reisespesen 

‒ Aufwand der Gesellschaftsorgane (VR, GV) 

‒ Verwaltung- und Informatikaufwand 

‒ Gebühren 

46 Abschreibungen 

460 Abschreibungen auf Sachanlagen 

Diese Position umfasst alle im Laufe der Berichtsperiode vorgenommenen Abschrei-bungen auf die 
Bilanzposition Sachanlagen. 
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461 Abschreibungen auf Finanzanlagen 

Diese Position umfasst die Abschreibungen auf strategischen bzw. betrieblichen Be¬teili-gungen. Ab-
schreibungen auf Finanzdarlehen und Wertschriften des Anlagevermö¬gens sind unter dem Finanz-
aufwand, Position Nr. 51, auszuweisen. 

462 Abschreibungen auf immateriellen Anlagen inkl. Nutzungsrechte und Strombe-zugs-
rechte 

Diese Position umfasst die im Laufe der Berichtsperiode vorgenommenen Abschrei-bungen auf der 
Bilanzposition 1130, Nutzungsrechte sowie auf immaterielle Anlage-güter. 

50 Finanzertrag  

Der Finanzertrag ist im Anhang gemäss Swiss GAAP FER 3 zu erläutern.    

500 Beteiligungserträge 

Als Beteiligungserträge gelten in erster Linie die Gewinnausschüttungen der Beteili-gungsunterneh-
men. 

Auszuweisen sind die Bruttobeträge, d.h. eine Verrechnung mit Aufwendungen ist nicht zulässig. 

Nicht rückforderbare Quellensteuern sind unter Position 451 auszuweisen, rückforder-bare Steuern in 
der Bilanz unter den Forderungen. 

501 Aktivierte Fremdkapitalzinsen 

Diese Position beinhaltet Erträge aus der Aktivierung von Fremdkapitalzinsen, wenn dieses der Fi-
nanzierung eines Anlagegutes oder der Durchführung eines Auftrags dient. Siehe dazu auch die ent-
sprechenden Erläuterungen zu den Positionen 1120, 1121, 1122, 1125.  

502 Übriger Finanzertrag 

Unter dieser Position sind alle Erträge aus Wertschriften zu zeigen: Zinsen, Dividen-den, Kursge-
winne aus Wertschriften und Kursgewinne aus Fremdwährungs-anpassungen. Die Erträge sind nach 
Abzug der nicht rück¬forderbaren Quellensteuern auszuweisen; rückforderbare Steuern sind in der 
Bilanz unter Forderungen auszuweisen. 

Der Übrige Finanzertrag beinhaltet im weitern alle Zinserträge: Zinsen auf Forderun-gen und Darle-
hen, Zinsen auf Guthaben bei Kreditinstituten (einschliesslich Festgel¬der). 

Dieser Position sind alle übrigen Finanzerträge zuzuweisen, die nicht den Positionen 500 oder 501 
zugeordnet werden können. 

51 Finanzaufwand  

Unter dieser Position sind alle Finanzaufwendungen auszuweisen, unabhängig von der Laufzeit der 
Verbindlichkeit.  

Saldierungen mit Zinserträgen sind nicht zulässig. Dies betrifft auch Kontokorrent-konten bei Kreditin-
stituten, die abwechselnd Soll- und Habensalden aufweisen kön¬nen.  
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Zum Finanzaufwand zählen insbesondere: 

‒ Zinsen für Finanzverbindlichkeiten 

‒ Verzugszinsen 

‒ Diskontbeträge 

‒ Kreditprovisionen an Banken, Bürgschaftsprovisionen 

‒ Bankspesen, Couponseinlösungskommissionen etc. 

‒ Aufwendungen und Erträge aus Zinsabsicherungsgeschäften, periodengerecht ab-gegrenzt über 
die Laufzeit des Basisgeschäftes 

‒ Kursverluste aus Wertschriften 

‒ Kursverluste aus Fremdwährungsanpassungen 

‒ Emissionskosten/Disagios von Anleihen (Auflösung der Abgrenzung; siehe Kapitel 2010 Obligati-
onsanleihen) 

‒ Abschreibungen auf Finanzdarlehen und Wertschriften des Anlagevermögens 

‒ Zinsen aus nuklearen Rückstellungen (siehe Kapitel 3 Pos. 2110)  

Der Finanzaufwand ist im Anhang gemäss Swiss GAAP 3 zu erläutern. 

52 Betriebsfremde Erträge / Aufwendungen  

Zum betriebsfremden Ergebnis gehören gemäss Swiss GAAP FER 3 Aufwendungen und Erträge, die 
aus Ereignissen oder Geschäftsvorfällen entstehen, welche sich klar von der gewöhnlichen Tätigkeit 
der Gesellschaft unterscheiden. Dazu gehören auch die Aufwendungen und Erträge aus nicht be-
trieblichen Sachanlagen. So sind u.a. Erträge und Aufwendungen aus betriebsfremden Grundstücken 
und Gebäuden (Renditeobjekte) unter dieser Position auszuweisen. Die betriebsfremden Erträge und 
Aufwendungen sind im Anhang gemäss Swiss GAAP FER 3 zu erläutern.  

53 Ausserordentliche Erträge / Aufwendungen  

Als ausserordentlich gelten gemäss Swiss GAAP FER 3 solche Aufwendungen und Erträge, welche 
im Rahmen der ordentlichen Geschäftstätigkeit äusserst selten anfallen und die nicht voraussehbar 
waren. Sämtliche ausserordentliche Posten sind im Anhang hinsichtlich der Beträge und der Art zu 
erläutern. Bestehen Zweifel, ob bestimmte Posten den ordentlichen oder den ausserordentlichen Po-
sitionen zuzuordnen sind, so ist der entsprechende Ausweis mit der Finanzkommission abzuspre-
chen. 

60 Direkte Steuern  

Von einer direkten Steuer spricht man, wenn die Steuerberechnungsgrundlage gleich dem Steuerob-
jekt (Objekt, welches die Steuerpflicht auslöst) ist. 

Beispiele: Gewinnsteuer, Kapitalsteuer, Grundstückgewinn- und Liegenschaftssteuer. 

Im Wesentlichen sind hierunter folgende Beträge auszuweisen: 

‒ Geschuldete und bereits veranlagte Steuern 

‒ Geschuldete aber noch nicht veranlagte Steuern, für die in der Berichtsperiode Steuerrückstel-
lungen gebildet werden 

‒ Bildung und Auflösung von Rückstellungen für vermutete Steuernachzahlungen 

‒ Steuern auf dem laufenden Gewinn 
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Im Anhang ist explizit eine Unterscheidung zwischen Ertrags-, Kapital- und Liegenschaftssteuern zu 
machen. 

(In der Branche wurden üblicherweise die Kapital- und Liegenschaftssteuern unter der Position 451 
Abgaben und sonstige Steuern dargestellt. Es besteht nach wie vor die Möglichkeit, diese Darstellung 
beizubehalten. Für Gesellschaften, deren Jahresrechnung nach einem anerkannten Standard konso-
lidiert wird, wird empfohlen von diesem Wahlrecht Gebrauch zu machen.) 

  



© VSE/AES / Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke – CH 2018  41/114 

5. Geldflussrechnung 

140 Geldfluss aus Betriebstätigkeit (operativer Cash Flow) 

Der Geldfluss aus Betriebstätigkeit (operativer Cash Flow) wird nach der indirekten Methode ermittelt. 
Im Geldfluss aus Betriebstätigkeit dürfen nur Veränderungen des Netto-Umlaufvermögens berück-
sichtigt werden, die in direktem Zusammenhang mit der Mittelgenerierung aus der Betriebstätigkeit 
stehen (d.h. ohne Veränderung von kurzfristigen Geldanlagen und Wertschriften des Umlaufvermö-
gens). 

Falls die Veränderung des Netto-Umlaufvermögens (NUV) auch kurzfristige Geldanlagen und Wert-
schriften des Umlaufvermögens umfasst, so sind diese im Geldfluss aus Investitionstätigkeit auszu-
weisen (unter Investition bzw. Devestition von Finanzanlagen).  

210 Geldfluss aus Investitionstätigkeit 

Auszahlungen für Investitionen in Sach-, Finanz-, und Immaterielle Anlagen sind brutto darzustellen. 
Bei Einzahlungen aus Devestitionen von Sach-, Finanz- und immateriellen Anlagen sind die erzielten 
Verkaufserlöse ebenfalls brutto auszuweisen. Die erzielten Buchgewinne bzw. -verluste sind in der 
Position 50 "Verluste / Gewinne aus Abgänge des Anlagevermögens" auszuweisen. 

Sog. „Nicht liquiditätswirksame Investitionstätigkeiten“ dürfen nicht in die Geldflussrechnung aufge-
nommen werden. Sie müssen im Anhang der Jahresrechnung erläutert werden.  

290  Geldfluss aus Finanzierungstätigkeit 

Innerhalb des Geldflusses aus Finanzierungstätigkeit sind die Veränderungen brutto darzustellen. 
D.h. die Einzahlungen aus Aufnahme von Anleihen und die Rückzahlungen von Anleihen müssen se-
parat aus¬gewiesen werden.  

Sog. „Nicht liquiditätswirksame Finanzierungstätigkeiten“ dürfen nicht in die Geldflussrechnung aufge-
nommen werden. Sie müssen im Anhang der Jahresrechnung erläutert werden.  

300/320 Anfangsbestand / Endbestand Flüssige Mittel  

Der Fonds "Flüssige Mittel“ besteht aus der Bilanzposition 100 „Flüssige Mittel“. Folgende Elemente 
können darin enthalten sein: Bargeld (Kassenbestände) und Sichguthaben bei Banken und sonstigen 
Finanzinstituten. Dazu gehören auch geldnahe Mittel,  die als Liquiditätsreserve gehalten werden, mit 
einer Restlaufzeit von höchstens 90 Tagen ab Bilanzstichtag.  

Ebenfalls zulässig ist der Fonds „netto Flüssige Mittel“. Es wird jedoch empfohlen den Fonds „Flüs-
sige Mittel“ zu verwenden. 
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6. Swiss GAAP FER Rahmenkonzept (Framework) 

Das Swiss GAAP FER Rahmenkonzept wurde im 2005 herausgegeben und am 1. Januar 2006 in 
Kraft gesetzt. 

Grundsätzliches 

Im Rahmenkonzept sind die Grundsätze der Rechnungslegung nach Swiss GAAP FER festgehalten:  

‒ Die Jahresrechnung hat ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage (true and fair view) zu wiedergeben; 

‒ Was in einzelnen Swiss GAAP FER-Standards noch nicht explizit geregelt ist, wird durch die 
Bestimmungen des Rahmenkonzepts abgedeckt (Regelungen in den einzelnen Fachempfehlun-
gen gehen jedoch dem Rahmenkonzept vor). 

Das Rahmenkonzept sieht folgende Möglichkeiten vor: 

‒ nur die als Kern-FER bezeichneten Standards (FER 1 bis 6) 

‒ das gesamte Swiss GAAP FER Regelwerk anzuwenden. 

Das Rahmenkonzept regelt Fragen wie die Gliederung des Geschäftsberichts (Bestandteile), die 
Grundlagen der Jahresrechnung, die qualitativen Anforderungen (z.B. Wesentlichkeit, Stetigkeit, Klar-
heit, usw.) oder die Behandlung von Ereignissen nach dem Bilanzstichtag. Es definiert die zulässigen 
Bewertungskonzepte und enthält auch Definitionen von Aktiven, Passiven, Erträgen, Aufwendungen 
und Erfolg. 

Zudem macht das Rahmenkonzept Aussagen zum Jahresbericht, bei dem allerdings nicht verlangt 
wird, dass er Gegenstand der Wirtschaftsprüfung sei. Der Jahresbericht muss mindestens Aussagen 
über folgende Aspekte beinhalten: 

‒ Wirtschaftliche Umfeld (Aussagen zum abgelaufenen Geschäftsjahr sowie Zukunftserwartungen) 

‒ Geschäftsjahr mittels Kommentierung der Bestandteile der Jahresrechnung anhand wesentlicher 
Bilanz- und Erfolgskennzahlen und deren Entwicklung 

‒ Ausblick (Kommentierung der weiteren Entwicklung der Organisation, vor allem auch bezüglich 
Risiken und Chancen). 

Im Weiteren empfiehlt es sich hier auch noch die handelsrechtlichen Bestimmungen zum Lagebericht 
zu erwähnen. Die namentlich Aufschluss geben müssen über: 
‒ 1.die Anzahl Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt; 

‒ 2.die Durchführung einer Risikobeurteilung; 

‒ 3.die Bestellungs- und Auftragslage; 

‒ 4.die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit; 

‒ 5.aussergewöhnliche Ereignisse; 

‒ 6.die Zukunftsaussichten. 

Werden die Kern-FER oder die gesamten Swiss GAAP FER erstmals von einer Organisation als 
Grundlage ihrer Rechnungslegung angewandt oder wird von den Kern-FER zu den gesamten Swiss 
GAAP FER umgestellt, so ist die Vorjahresbilanz in Übereinstimmung mit dem neu vorgesehenen Re-
gelwerk offen zu legen. 
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Handlungsbedarf Partnerwerke 

Mit dem Rahmenkonzept steht eine Orientierungshilfe für allfällige Problemstellungen zur Verfü-
gung, die in Einzelstandards nicht thematisiert sind. Bei besonderen, nicht geregelten Fragen der 
Rechnungslegung (z.B. der Bilanzierungsfähigkeit eines bestimmten Aktivums) hat man sich also an 
die im Rahmenkonzept enthaltenen Prinzipien und Grundsätze zu halten. 

In den Geschäftsberichten der Partnerwerke müssen zudem folgende Informationen abgegeben wer-
den: 

‒ Im Zusammenhang mit dem Ausweis von Ereignissen nach dem Bilanzstichtag müssen die 
im Rahmenkonzept festgehaltenen Regeln beachtet und im Anhang das Datum offengelegt wer-
den, an welchem die Jahresrechnung für die Bilanzerstellung vom zuständigen Organ genehmigt 
wurde; 

‒ Im Jahresbericht müssen die im Rahmenkonzept geforderten Mindestaussagen zur Lage und 
zum Ausblick der Gesellschaft enthalten sein 
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7. Ausserbilanzgeschäfte (Swiss GAAP FER 5) 

Diese Fachempfehlung wurde 2007 herausgegeben und wurde am 01.01.2007 in Kraft gesetzt. 

Zu den Ausserbilanzgeschäften zählen: 

‒ Eventualverpflichtungen 

‒ weitere, nicht zu bilanzierende Verpflichtungen 

7.1 Eventualverpflichtungen 

Bei der Offenlegung der Eventualverpflichtungen stellen sich keine besonderen branchenspezifi-
schen Probleme. Unter die Eventualverbindlichkeiten fallen u.a: 

‒ Verbindlichkeiten aus Bürgschaften 

‒ Garantien und Gewährleistungen 

‒ Pfandbestellungen zugunsten Dritter 

‒ Sonstige quantifizierbare Verpflichtungen mit Eventualcharakter 

Diese sind nicht in der Bilanz, sondern im Anhang auszuweisen. Es wird empfohlen, gemeinsam mit 
der zuständigen Revisionsstelle fallweise über die Art und Weise der Offenlegung zu entscheiden. 

7.2 Weitere, nicht zu bilanzierende Verpflichtungen 

Bei den weiteren, nicht zu bilanzierenden Verpflichtungen sind branchenspezifische Gegebenheiten 
zu berücksichtigen. 

Zu dieser Position gehören unwiderrufliche langfristige Zahlungsverpflichtungen aus nicht passivie-
rungspflichtigen (bilanzierten) Verträgen und anderen festen Lieferungs- und Abnahmeverpflichtun-
gen (z.B. Investitionsverpflichtungen, Gewährleistungsverpflichtungen, unwiderrufliche 
Kreditzusagen, langfristige Mietverträge, Verpflichtungen aus nicht bilanzierten Leasingverbindlichkei-
ten). Die weiteren, nicht zu bilanzierenden überjährigen Verpflichtungen sind im Anhang offenzule-
gen.  

Bezüglich der jährlichen wiederkehrenden Verpflichtungen aus Konzessionsverträgen sind die Über-
landwerke im Einvernehmen mit ihren Revisionsstellen der Ansicht, dass diese nicht offen zu legen 
sind.  

Für weitere angabepflichtige Sachverhalte (wie z.B. Investitionsverpflichtungen etc.) wird auf die Er-
läuterungen unter Swiss GAAP FER 5 verwiesen. 

Im Anhang müssen gemäss Swiss GAAP FER 5 zudem die Bewertungsgrundsätze  aufgeführt wer-
den müssen. 
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8.  (Leer)   
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9. Transaktionen mit nahe stehenden Personen (Swiss GAAP FER 15) 

Diese Fachempfehlung wurde 2009 überarbeitet und ist seit dem 01.01.2009 in Kraft. 

Als nahe stehende Personen (natürliche oder juristische) werden laut Swiss GAAP FER Nr. 15 be-
trachtet: 

‒ wer direkt oder indirekt einen bedeutenden Einfluss auf finanzielle oder opera¬tive Entscheidun-
gen des Unternehmens oder Konzerns ausüben kann; 

‒ Gesellschaften, welche direkt oder indirekt ihrerseits von nahe stehenden Personen beherrscht 
werden. 

Insbesondere fallen darunter: 

‒ Unternehmen, an denen die Gesellschaft massgeblich beteiligt ist, die jedoch nicht voll konsoli-
diert werden; 

‒ Aktionäre der Gesellschaft, welche direkt oder indirekt 20 % oder mehr Stimm-rechtsanteile hal-
ten; 

‒ Gesellschaften ausserhalb des Konsolidierungskreises, welche ihrerseits von nahe stehenden 
Personen kontrolliert werden; 

‒ -Pensionskassen. 

Nicht darunter fallen: 

‒ Gesellschaften, die gemeinsame Verwaltungsrats- oder Geschäfts¬leitungs¬mitglie¬der haben; 

‒ Gesellschaften, Behörden (auch wenn sie selber Aktionäre sind) und öffentliche Mono¬pol¬be-
triebe; 

‒ einzelne Kunden oder Lieferanten; 

‒ Versicherungen und Banken im Rahmen ihrer normalen Geschäftstätigkeit mit Kun¬den. 

Ausweis in der Bilanz oder im Anhang 

Alle wesentlichen Transaktionen sowie daraus resultierende Guthaben oder Schulden gegenüber 
nahe stehenden Personen sind in der Jahresrechnung unter dem Titel "Trans¬aktionen mit nahe ste-
henden Personen" offenzulegen. Eine Aufteilung in folgende Gruppen ist zwingend vorzunehmen: 

‒ gegenüber Beteiligten und Organen 

‒ gegenüber Beteilgungen 

‒ gegenüber weiteren Nahestehenden 

Darunter fallen u.a.: 

‒ Finanzierungsverhältnisse 

‒ Käufe und Verkäufe von Dienstleistungen und Know-How 

‒ Miet- und Leasinggeschäfte 

‒ Transfer von Forschungen und Entwicklung 

‒ Garantien und Sicherheiten 

‒ Liegenschaftentransaktionen mit eigener Vorsorgeeinrichtung 

‒ Jahreskostenübernahme gemäss Partnerwerkvertrag 
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Nicht darunter fallen: 

‒ Ordentliche Beiträge an die Vorsorgeeinrichtungen; 

‒ Ordentliche Bezüge nahe stehender Personen aus ihrer normalen Tätigkeit als Angestellte oder 
Organe 

Anzugeben ist jeweils: 

‒ Beschreibung der Transaktion; 

‒ Volumen der Transaktion (i.d.R. Betrag oder Verhältnis-Soll); 

‒ Die wesentlichen übrigen Konditionen. 

‒ Bei der Darstellung gilt grundsätzlich das Bruttoprinzip. 

  



© VSE/AES / Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke – CH 2018  48/114 

10. Vorsorgeverpflichtungen (Swiss GAAP FER 16) 

Diese Fachempfelung wurde 2010 überarbeitet und per 01.01.2011 in Kraft gesetzt. 

Inhalt dieser Fachempfehlung bildet die Rechnungslegung über die tatsächlichen wirtschaftlichen 
Auswirkungen von Vorsorgeverpflichtungen auf die Unternehmung (Arbeitgeber). Unter Vor-
sorgeverpflichtungen werden alle Verpflichtungen aus Vorsorgeplänen und Vorsorgeeinrichtungen 
verstanden, welche Leistungen für Ruhestand, Todesfall oder Invalidität vorsehen. Mit der Erfassung 
der tatsächlichen wirtschaftlichen Auswirkungen der Vorsorgeeinrichtungen durch die Unternehmung 
ist keine rechtsverbindliche Wirkung zu Gunsten oder zu Lasten einer Vorsorgeeinrichtung verbun-
den. 

10.1 Wirtschaftliche Auswirkungen 

Definition wirtschaftlicher Nutzen 

Ein wirtschaftlicher Nutzen für die Unternehmung besteht in Form einer positiven Auswirkung auf zu-
künftige Geldflüsse; beispielsweise infolge einer Überdeckung in der Vorsorgeeinrichtung, welche von 
der Unternehmung - bei Vorliegen später erläuterter Voraussetzungen - zu Beitragssenkungen ver-
wendet werden kann. Ein Aktivum (wirtschaftlicher Nutzen) bedeutet, dass die Unternehmung min-
destens im vorgesehenen Umfang von der Überdeckung profitieren kann. 

Bei einer Überdeckung besteht ein wirtschaftlicher Nutzen, wenn es zulässig und beabsichtigt ist, 
diese zur Senkung der Arbeitgeberbeiträge einzusetzen, aufgrund der lokalen Gesetzgebung dem 
Arbeitgeber zurückzuerstatten oder ausserhalb von reglementarischen Leistungen für einen anderen 
wirtschaftlichen Nutzen des Arbeitgebers zu verwenden. Im Rahmen der Festlegung der Rechnungs-
legungsgrundsätze muss die Unternehmung festhalten, ob sie beabsichtigt, diesen wirtschaftlichen 
Nutzen zu aktivieren. 

Für sich aus Arbeitgeberbeitragsreserven ergebende Effekte gilt, dass es sich dabei um wirtschaftli-
chen Nutzen handelt, der aktiviert werden muss (siehe dazu die separaten Bestimmungen). 

Definition wirtschaftliche Verpflichtung 

Eine wirtschaftliche Verpflichtung resultiert für die Unternehmung bei negativer Auswirkungen auf zu-
künftige Geldflüsse; beispielsweise infolge einer Unterdeckung in der Vorsorgeeinrichtung, an deren 
Ausfinanzierung sich die Unternehmung durch Sanierungsbeiträge beteiligt. Ein Passivum (wirtschaft-
liche Verpflichtung) beziffert den wahrscheinlichen Mittelabfluss zur Behebung von Unterdeckungen 
in den Vorsorgeeinrichtungen. Bei einer Unterdeckung besteht dann eine wirtschaftliche Verpflich-
tung, wenn die Bedingungen für die Bildung einer Rückstellung erfüllt sind. Beurteilung, Berechnung 
oder Offenlegung erfolgen entsprechend den Vorgaben für Rückstellungen. Bei langer Laufzeit und 
wo wesentlich wird der Barwert in die Bilanz eingestellt. 

Für Vorsorgeeinrichtungen in der Schweiz, die für die Ermittlung der Über- oder Unterdeckung 
nach Swiss GAAP FER 26 behandelt werden, gelten folgende Besonderheiten: 

‒ Grundlage für die Ermittlung des wirtschaftlichen Nutzens oder der wirtschaftlichen Verpflichtun-
gen bilden die in der Vorsorgeeinrichtung ausgewiesenen Freien Mittel bzw. die ausgewiesene 
Unterdeckung. Die von der Vorsorgeeinrichtung aufgrund ihrer stetigen Praxis ausgewiesenen 
Wertschwankungsreserven können nicht Teil des wirtschaftlichen Nutzens der Unternehmung 
bilden.  

‒ Eine ausschliesslich von der Unternehmung finanzierte Vorsorgeeinrichtung, die ausser Ermes-
sensleistungen auch einen Finanzierungszweck verfolgt (patronaler Wohlfahrtsfonds), wird in die 
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Ermittlung des wirtschaftlichen Nutzens für die Unternehmung einbezogen. Wird in dieser Vor-
sorgeeinrichtung eine explizite Arbeitgeberbeitragsreserve geführt, ergeben sich zwei aktive 
Posten in der Bilanz der Unternehmung: Einerseits die zu aktivierende Arbeitgeberbeitragsre-
serve und anderseits der nach den Regeln von Swiss GAAP FER 16 bestimmte wirtschaftliche 
Nutzen an den Freien Mitteln. 

‒ Die Ermittlung der wirtschaftlichen Verpflichtung der Unternehmung im Falle einer Unterdeckung 
in der Vorsorgeeinrichtung soll mit den im Rahmen der Sanierung vorgesehenen oder getroffe-
nen Massnahmen und den Annahmen der Vorsorgeeinrichtung übereinstimmen, d.h. die Unter-
nehmung bilanziert so, wie sie in der Vorsorgeeinrichtung agiert hat oder zu agieren 
beabsichtigt. 

‒ Bei einer Aktivierung von wirtschaftlichem Nutzen sind die vorsorge- und stiftungsrechtlichen Ge-
gebenheiten und Vorgaben zu klären und zu beachten. Dies gilt insbesondere auch für die Zu-
lässigkeit von Beitragsreduktionen und Beitragsbefreiungen. 

 
Bei allen Umsetzungsentscheiden und Berechnungen nach dieser Empfehlung gilt Folgendes: 

‒ Massgebend für die Bilanzierung ist die Wahrscheinlichkeit und Verlässlichkeit einer wirtschaftli-
chen Auswirkung. 

‒ Bei der Bemessung von wirtschaftlichem Nutzen und wirtschaftlichen Verpflichtungen wird von 
möglichst objektiven, markt- und wirklichkeitsnahen Annahmen ausgegangen. 

Empfohlener Rechnungslegungsgrundsatz: Aus Überdeckungen resultierende wirtschaftliche Nutzen 
werden grundsätzlich nicht erfasst. Abweichungen von dieser Politik sind mit der FER-Arbeitsgruppe 
„Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke“ abzusprechen. 

10.2 Bilanz  

Die Bilanzierung eines wirtschaftlichen Nutzens erfolgt unter den langfristigen Finanzanlagen mit der 
Bezeichnung „Aktiven aus Vorsorgeeinrichtungen“. Die Bilanzierung von Effekten aus Arbeitgeberbei-
tragsreserven erfolgt ebenfalls unter den langfristigen Finanzanlagen mit der Bezeichnung „Aktiven 
aus Arbeitgeberbeitragsreserven“. 

Für wirtschaftliche Verpflichtungen erfolgt die Bilanzierung unter dem langfristigen Fremdkapital mit 
der Bezeichnung „Passiven aus Vorsorgeeinrichtungen“. 

Es wird jährlich beurteilt, ob aus einer Vorsorgeeinrichtung (und einem patronalen Fonds) aus Sicht 
der Unternehmung ein wirtschaftlicher Nutzen oder eine wirtschaftliche Ver-pflichtung besteht. Als 
Basis dienen Verträge, Jahresrechnungen der Vorsorge-einrichtungen, welche in der Schweiz nach 
Swiss GAAP FER 26 erstellt werden, und andere Berechnungen, welche die finanzielle Situation, die 
bestehende Über- bzw. Unterdeckung für jede Vorsorgeeinrichtung entsprechend den tatsächlichen 
Verhältnissen darstellen. Davon ausgehend wird für jede Vorsorgeeinrichtung der wirtschaftliche Nut-
zen oder die wirtschaftliche Verpflichtung ermittelt und bilanziert.  

Bei dieser Betrachtung sollen sich die Perioden der Jahresrechnung der Unternehmung und der Vor-
sorgeeinrichtung decken. Ist dies nicht der Fall, kann die Beurteilung basierend auf einem Abschluss 
der Vorsorgeeinrichtung erfolgen, der nicht länger als 12 Monate zurückliegt. Bestehen Anzeichen, 
die darauf hindeuten, dass sich seit dem letzten Jahresabschluss wesentliche Entwicklungen ergeben 
haben, sind deren Auswirkungen zu berücksichtigen und im Anhang offenzulegen. 



© VSE/AES / Rechnungslegung und Reporting Partnerwerke – CH 2018  50/114 

10.3 Erfolgsrechnung 

Der Vorsorgeaufwand, der in der Erfolgsrechnung als Teil des Personalaufwands dar-
gestellt wird, umfasst 
Á die auf die Periode abgegrenzten Beiträge 
Á die Differenz zum in der Vorperiode bilanzierten Wert des wirtschaftlichen Nutzens 
 resp. der wirtschaftlichen Verpflichtung 

10.4 Ausweis Anhang 

Im Anhang werden folgende Informationen in tabellarischer Form je gesondert für 

‒ Patronale Fonds / patronale Vorsorgeeinrichtungen 

‒ Vorsorgeeinrichtungen ohne Über-/Unterdeckung 

‒ Vorsorgeeinrichtungen mit Überdeckung 

‒ Vorsorgeeinrichtungen mit Unterdeckung 

‒ Vorsorgepläne ohne eigene Aktiven 

offen gelegt: 

‒ Höhe der Über- bzw. Unterdeckung am Bilanzstichtag 

‒ Wirtschaftlicher Nutzen bzw. wirtschaftliche Verpflichtung am aktuellen sowie am Vorjahres-Bi-
lanzstichtag 

‒ Veränderung des wirtschaftlichen Nutzens bzw. der wirtschaftlichen Verpflichtung als Differenz 
zwischen den beiden offen gelegten Bilanzstichtagen 

‒ Die auf die Periode abgegrenzten Beiträge (einschliesslich Ergebnis aus Arbeitgeberbeitragsre-
serve) mit Angabe von ausserordentlichen Beiträgen im Falle von geltenden, zeitlich befristeten 
Massnahmen zur Behebung von Deckungslücken 

‒ Der Vorsorgeaufwand mit den wesentlichen Einflussfaktoren – als Teil des Personalaufwandes – 
für das Berichts- sowie für das Vorjahr. Der Vorsorgeaufwand des Berichtsjahres ergibt sich als 
Summe aus der Veränderung des wirtschaftlichen Nutzens bzw. der wirtschaftlichen Verpflich-
tung und den auf die Periode abgegrenzten Beiträgen (einschliesslich Ergebnis aus Arbeitgeber-
beitragsreserve). 

‒ Diskontierungseffekte am Bilanzstichtag 

‒ Bei Anzeichen, dass sich seit dem letzten Jahresabschluss wesentliche Entwicklungen ergeben 
haben, Offenlegung deren Auswirkungen 

Der bilanzielle Einbezug eines wirtschaftlichen Nutzens bzw. einer wirtschaftlichen Verpflichtung wird 
erläutert. Dazu gehört insbesondere auch, ob die Unternehmung ein wirtschaftlicher Nutzen aus 
Überdeckung aktiviert oder nicht. 

10.5 Arbeitgeberbeitragsreserven 

Arbeitgeberbeitragsreserven oder vergleichbare Posten werden als Aktivum erfasst. Sofern die Unter-
nehmung der Vorsorgeeinrichtung einen bedingten Verwendungsverzicht eingeräumt hat oder kurz 
nach dem Bilanzstichtag einzuräumen gedenkt, wird das Aktivum aus der Arbeitgeberbeitragsreserve 
wertberichtigt. Jener Teil der Unterdeckung, der durch die Wertberichtigung der Arbeitgeberbeitrags-
reserve in der Bilanz der Unternehmung bereits berücksichtigt ist, muss nicht mehr als wirtschaftliche 
Verpflichtung aus einer Unterdeckung angerechnet werden. 

Die Bilanzierung erfolgt unter den langfristigen Finanzanlagen mit der Bezeichnung „Aktiven aus Ar-
beitgeberbeitragsreserven“. Die Differenz zum entsprechenden Wert der Vorperiode wird in der Er-
folgsrechnung als Personalaufwand erfasst. 
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Die Differenz zum in der Vorperiode bilanzierten Wert der Arbeitgeber-beitragsreserven stellt in der 
Erfolgsrechnung Vorsorgeaufwand (Teil des Personalaufwands) dar. 

Im Anhang wird für die Arbeitgeberbeitragsreserven in tabellarischer Form und wo notwendig geson-
dert für 

‒ Patronale Fonds / patronale Vorsorgeeinrichtungen 

‒ Vorsorgeeinrichtungen 

folgendes offen gelegt: 

‒ Nominalwert der Arbeitgeberbeitragsreserve am Bilanzstichtag 

‒ Höhe eines allfälligen Verwendungsverzichts am Bilanzstichtag 

‒ Bildung der Arbeitgeberbeitragsreserve 

‒ Stand des Aktivums am aktuellen sowie am Vorjahres-Bilanzstichtag 

‒ Ergebnis aus Arbeitgeberbeitragsreserven, deren wichtigste Einflussgrössen – als Teil des Per-
sonalaufwandes – für das Berichts- sowie für das Vorjahr. Das Ergebnis aus Arbeitgeberbei-
tragsreserven des Berichtsjahres ergibt sich als Differenz zwischen dem Stand des Aktivums am 
aktuellen und am Vorjahres-Bilanzstichtag 

10.6 Beispiel für die Offenlegung im Anhang gemäss Swiss GAAP FER 16  

 (falls - im Sinne des in 10.1  empfohlenen Rechnungslegungsgrundsatzes - die Aktivierung eines 
wirtschaftlichen Nutzens aus Überdeckung nicht erfolgt) 

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze 

Personalvorsorgeeinrichtung 
Die xy AG ist bei einer Branchensammeleinrichtung angeschlossen. Dabei handelt es sich um eine 
rechtlich selbständige Vorsorgeeinrichtung.  Mitglieder dieser Vorsorgeeinrichtung sind sämtliche fest 
angestellten Mitarbeiter der Gesellschaft ab dem 1. Januar nach Vollendung des 17. Altersjahrs. 
Diese sind für den Invaliditäts- und Todesfall versichert. Ab 1. Januar nach Vollendung des 24. Alters-
jahrs sind sich auch für Alterleistungen versichert. Die wirtschaftlichen Auswirkungen von Vorsorge-
einrichtungen auf die Gesellschaft werden wie folgt dargestellt: Die Aktivierung eines wirtschaftlichen 
Nutzens aus Überdeckung in der Vorsorgeeinrichtung (beispielsweise in Form einer positiven Auswir-
kung auf zukünftige Geldflüsse) erfolgt nicht, da weder die Voraussetzungen dafür erfüllt sind noch 
die Gesellschaft beabsichtigt, diesen zur Senkung von Arbeitgeberbeiträgen einzusetzen. Ein sich 
aus frei verfügbaren Arbeitgeberbeitragsreserven ergebender Nutzen wird als Aktivum erfasst. Eine 
wirtschaftliche Verpflichtung (beispielsweise in Form von negativen Auswirkungen auf zukünftige 
Geldflüsse infolge einer Unterdeckung in der Vorsorgeeinrichtung) wird erfasst, wenn die Vorausset-
zungen für die Bildung einer Rückstellung erfüllt sind. Die auf die Periode abgegrenzten Beiträge, die 
Differenz zwischen den jährlich ermittelten wirtschaftlichen Nutzen aus Überdeckungen in der Vorsor-
geeinrichtung und Verpflichtungen sowie die Veränderung der Arbeitgeberbeitragsreserve werden als 
Personalaufwand in der Erfolgsrechnung erfasst.  

 

 

 

 





















































































Personalprozess – Einstellung (Subprozess E1)

Flowcharts KontrollenBeschreibung

Anmeldung 

Personalbedarf

KC 
E 1.1

Auswahl eines 
Kandidaten

Input / Output
Einmalige Schritte bei Einstellung
Ad hoc Personalbedarfsplanung aufgrund der geringen 
Fluktuationsrate. Ansprache potentieller Bewerber mittels 
Stelleninseraten. 

Interview der Kandidaten durch den Chef Finanzen und 
Administration (CFO) sowie den betreffenden Bereichsleiter. 
Ablage der Interviewnotizen im Personaldossier. 

Kontrolle: Der Geschäftsführer (GF) bewilligt die Lohnhöhe und 
die Vertragskonditionen (KC E1.1).

Die Lohnbänder werden zweijährlich abgeglichen mit der 
Elektrizitätsbranche.

Der CFO stellt den Arbeitsvertrag aus. Der Lohn entspricht den 
Vorgaben gemäss Funktionsstufe und Lohnklasse/-bandbreiten 
(Die Kompetenz über die Einstellung ist im OHB festgelegt). 

Eröffnung und Erfassung Personalstamm (Lohnansatz/
Feriencode etc.) sowie Lohnkonto (benötigte Lohnarten) durch 
Mitarbeiter (MA) Finanzen und Administration (FA).

Kontrolle: Kontrolle der korrekten Erfassung im System durch 
den CFO (KC E1.2).

Schriftliche Anmeldung des MA bei den Sozialversicherungen 
inkl. Pensionskasse durch MA FA.

Kontrolle: Kontrolle der korrekten Anmeldung der neuen MA bei 
den Sozialversicherungen inkl. Pensionskasse durch den CFO. 
(KC E1.3).

Legende:
GF = Geschäftsführer
CFO = Chef Finanzen & Administration
MA = Mitarbeiter
OHB = Organisationshandbuch
FA = Finanzen & Administration
KC = Key Control

E 2

Arbeitsvertrag
Festlegung der 

Vertrags-
konditionen

Erfassung der 
Stammdaten

Anmeldung bei 
Sozialversich. & 
Pensionskasse

KC 
E 1.2

KC 
E 1.3



Personalprozess - Lohnerhöhung (Subprozesse E2) 

KontrollenFlowchartsBeschreibung

Input / Output

Neue 
Lohnliste

Einmalige Schritte zu Jahresbeginn (Januar)

Genehmigung der Erhöhung der Lohnsumme durch den VR (KC 
E2.1).

Verteilung  Lohnsumme auf die einzelnen MA durch den GF und 
den CFO. 

Weiterleitung einer provisorischen Aufstellung an die BL. BL  
machen letzte Anpassungen (lediglich Verschiebung von 
Lohnsumme). 

Anschliessende Bewilligung der Lohnerhöhung durch GF und den 
CFO (für den GF durch VR-Präsidenten und Vize-Präsidenten).

Mutation des Stunden- bzw. Monatslohns im System.

Kontrolle: Der CFO kontrolliert die korrekte Erfassung im System 
(KC E2.2).

Mutation Sozialabzüge bzw. Pensionskassenbeiträge sowie diverse 
individuelle Parameter je Mitarbeiter durch MA FA.

Kontrolle: Kontrolle der korrekten Meldung der Änderungen bei den 
Sozialversicherungen inkl. Pensionskasse durch den CFO (KC 
E2.3)

Legende:
VR = Verwaltungsrat
GF = Geschäftsführer
CFO = Chef Finanzen & Administration
BL = Bereichsleiter
MA = Mitarbeiter
FA = Finanzen & Administration
PK = Pensionskasse
KC = Key Control

Mutation Stunden-
bzw. Monats-

löhne

KC 
E2.2

KC 
E2.1

Mutation 
Sozialabzüge, PK-

Beiträge etc.

KC 
E2.3

Meldung 

E3

Lohnsummen-
erhöhung

E1

Neue 
Lohnsumme

Festlegen der 
neuen Löhne



Personalprozess - Rapportwesen (Subprozess E3)

KontrollenFlowchartsBeschreibung

Input / Output
Periodische bzw. monatliche und jährliche Abläufe

Rapportwesen (Stunden- u. Spesenerfassung)

Mitarbeiter füllt wöchentlich Arbeitsrapport aus (inkl. Spesen)

Kontrolle: Direkter Vorgesetzter inkl. Visum (Erfassung 
Arbeitszeit auf Vertrauensbasis) (KC E3.1)

Erfassung Rapporte in HSE-Software durch Bereich bzw. MA FA

Kontrolle: Mitarbeiter (zweiter) FA (Grundlage MA-Handbuch 
bzw. Jahresarbeitszeitreglement/Spesenreglement) und 
Vornahme von notwendigen Korrekturen nach Rücksprache mit 
direktrem Vorgesetzten (KC E3.2)

Wöchentlicher Ausdruck der GLZ-Salden zu Handen der 
Vorgesetzen (Anschlagbretter) (KC E3.3)

Monatlicher Ausdruck der GLZ-Salden zu Handen GF und CFO 
(KC E3.4)

Legende:
GF = Geschäftsführer
CFO = Chef Finanzen & Administration
MA = Mitarbeiter
FA = Finanzen & Administration
GLZ = Gleitzeit
HSE = Heimer Software Equipement
KC = Key Control

Liste GLZ

Erfassung der 
Arbeitsrapporte im 

System

Ausdruck Liste 
GLZ

E2

Neue 
Lohnliste

E4

Ausfüllen 
Arbeitsrapport 

durch MA

Arbeitsrapport KC 
E3.1

KC 
E3.2

KC 
E3.3

KC 
E3.4



Personalprozess – Lohnlauf (Subprozess E4)

KontrollenFlowchartsBeschreibung

Lohnlauf (Std.-Löhner anfangs Monat / Mts.-Löhner 
jeweils am 25.)

Übernahme Daten aus Rapportwesen in Lohnbuchhaltung 
(Arbeitsstunden / Ferientage etc.). Erfolgt automatisch.

Durchführung der schriftlich vorgemerkten, notwendigen 
Mutationen bei einzelnen Mitarbeitern (Änderung KZ / Erfassung 
Taggelder Unfallvers. etc.) durch MA FA.

Kontrolle: Abstimmung Formular Lohnmutation mit Stammdaten 
im System durch CFO (KC E4.1).

Lohnlauf auf HSE-Software (Einzelne Abrechnungen) durch MA 
FA.

Ausdruck Lohnabrechnungen.

Kontrolle: Plausibilisierung der Lohnabrechnungen bzgl. 
Auszahlungsbetrag durch CFO (KC E4.2).

Lohnlauf verbuchen / Ausdruck Mutations- und Buchungsjournal.

Kontrolle: CFO und GF (Visum) (KC E4.3).

Auslösung DTA-Zahlung durch MA FA inkl. 1. Visum / 2. Visum 
gegenüber Bank durch CFO oder GF (KC E4.4).

Legende:
GF = Geschäftsführer
CFO = Chef Finanzen & Administration
MA = Mitarbeiter
FA = Finanzen & Administration
KZ = Kinderzulagen
HSE = Heimer Software Equipement
DTA = Datenträgeraustausch
KC = Key Control

Mutations- und 
Buchungs-

journal 

E3

Durchführen 
Lohnlauf

KC 
E4.2

KC 
E4.1

Automatische 
Übernahme in 

Lohnbuchhaltung

Vornahme 
notwendiger 
Mutationen

E5

Input / Output

Daten aus dem 
Rapportwesen

Vorgemerkte 
Mutationen

Verbuchung 
Lohnlauf

Auslösen DTA

KC 
E4.3

KC 
E4.3

DTA



Personalprozess - Jahresende (Subprozess E5)

KontrollenFlowchartsBeschreibung

KC 
E5.2

KC 
E5.1

Spezielle Vorkehrungen im Dezember

Erfassung letzte Abrechnung im Jahr innerhalb 
Abrechnungsparameter.

Erfassung neue Codes für jeweilige Mitarbeiter (z.B. Ferien / 
Zähler werden automatisch bei Jahresabschluss angepasst).

Abrechnung Sozialversicherungsbeiträge mit Höchstgrenzen und 
Berechnung der Jahresbasen (erfolgt automatisch vom System 
her, sobald Parameter gesetzt sind).

Kontrolle: Plausibilisierung der mutierten Abrechnungsparameter 
im System durch den CFO (KC E5.1).

Nach erfolgtem Lohnlauf gemäss wird der Jahresabschluss 
durchgeführt. 

Ausdruck sämtlicher für die Sozialversicherungen notwendigen 
Abrechnungen / Journale sowie der Lohnausweise etc. 

Kontrolle: Plausibilisierung der Abrechnungssummen mit 
monatlich nachgeführter Tabelle der Abrechnungssummen
(KC E5.2).

Legende:
CFO = Chef Finanzen & Administration
MA = Mitarbeiter
KC = Key Control

Ausdruck div. 
Dokumente

Input / Output

Meldung 

Jahresabschluss

Abrechnungen / 
Journale für 

Sozialversicher.

Abrechnung 
Sozial-

versicherungs-
beiträge

E6

E4

Mitarbeiterliste Erfassung neuer 
Parameter pro MA



Personalprozess – Austritt & Pensionierung (Subprozesse E6)

KontrollenFlowchartsBeschreibung

Austritt oder Pensionierung

Überprüfung dass alle Salden Ferien / Überstunden etc. auf Null 
sind.

Mutation innerhalb Personalstamm d.h. Austrittsdatum sowie den 
13. Monatslohnanteil (pro rata) erfassen.

Kontrolle: Plausibilisierung der mutierten Abrechnungsparameter 
im System durch den CFA (KC E6.1).

Eröffnung als Rentner nach erfolgter Pensionierung 
(die Renten der PKE werden über das Unternehmen 
ausbezahlt)

Eröffnung Personalstamm und Lohnkonto inkl. Rente gemäss 
Mitteilung der PKE.

Kontrolle: Plausibilisierung der mutierten Abrechnungsparameter 
im System durch den CFO (KC E6.2).

Auszahlung monatliche Rente im Rahmen der normalen 
Lohnabläufe. Überwachung dass Begünstigter noch lebt. 

Kontrolle: periodisches Einholen der entsprechenden 
Bestätigung bei den Wohnsitzgemeinden durch den CFA
(KC E6.3).

Überwachung Einzahlungen Renten durch PKE durch MA FA.

Legende:
CFO = Chef Finanzen & Administration
MA = Mitarbeiter
FA = Finanzen & Administration
PKE = Pensionskasse Energie
KC = Key Control

Nein

Ja

Schlussabrechn

KC 
E6.1

Erfassung des 
Austritts in den 
Stammdaten

Überprüfung 
Ferien und 

Überstunden

E4

Erstellung 
Schlussabrechn.

Input / Output

Pensionie-
rung?

Austritt

Erfassung MA als 
Rentner

Auszahlung mtl. 
Rente

Auszahlung mtl. 
Rente

Überwachung, ob 
Begünstigter noch 

lebt

Überwachung, ob 
Einzahlung durch 
PKE korr. erfolgt

KC 
E6.2

KC 
E6.3
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25. Risikobeurteilung 

25.1 Einf¿hrung 

25.1.1 Gesetzliche Grundlage 

Das Obligationenrecht wurde im Bereich der Rechnungslegung ¿berarbeitet und tritt spªtestens f¿r 
Jahresrechnungen ab dem 1.1.2015 in Kraft. ¦ber die Durchf¿hrung der Risikobeurteilung musste 
bisher im Anhang eine Angabe gemacht werden. Neu sind Unternehmen, welche zu einer ordentli-
chen Revision verpflichtet sind gemªss Art. 961 OR verpflichtet, einen Lagebericht zu verfassen. Im 
Art. 961c OR ist der Inhalt des Lageberichts definiert. Demnach muss der Lagebericht Aufschluss ge-
ben ¿ber  

Ă2. die Durchf¿hrung einer Risikobeurteilungñ 

 
Demnach m¿ssen Unternehmen, welche nicht zu einer ordentlichen Revision verpflichtet sind, keine 
Angaben ¿ber eine Risikobeurteilung mehr machen. 

25.1.2 Definition und Umfang 

Bei Risikomanagement und -beurteilung handelt es sich um einen Prozess, mit dem die Risiken f¿r 
die Existenz und Weiterentwicklung des Unternehmens systematisch und periodisch erfasst, die er-
kannten Risiken analysiert und priorisiert, sowie adªquate Massnahmen zum Umgang mit den we-
sentlichsten Risiken festgelegt und umgesetzt werden.  

Die neue Gesetzesbestimmung verlangt vom Verwaltungsrat, dass er sich mit den Unternehmensrisi-
ken auseinandersetzt und diese beurteilt. In der geforderten Offenlegung im Lagebericht soll der Risi-
kobeurteilungsprozess beschrieben werden. Nach dem vorherrschenden Verstªndnis geht es dem 
Gesetzgeber nicht um den Ausweis einzelner Risiken. 

25.1.3 Inkrafttreten 

Das Inkrafttreten der neuen Bestimmungen im OR zur Risikobeurteilung erfolgte per 1. Januar 2015. 
Sie sind deshalb f¿r Gesellschaften, bei denen das Geschªftsjahr dem Kalenderjahr entspricht, f¿r 
das Geschªftsjahr 2015 und f¿r Gesellschaften, deren Geschªftsjahr dem hydrologischen Jahr ent-
spricht, f¿r das Geschªftsjahr 2015/16 erstmals anzuwenden. 

25.1.4 Ziel des Vorschlags im Handbuch (Einheitlichkeit, Minimumstandard) 

Damit der in Art. 961c Ziff. 2 OR vorgesehene Ausweis im Lagebericht,  der ein Teil des Geschªftsbe-
richtes bildet, vorgenommen werden kann, m¿ssen die Partnerwerke rechtzeitig, d.h. vor dem Ab-
schluss des massgebenden Geschªftsjahres eine Risikobeurteilung durchgef¿hrt haben.  

Da die Partnerwerke ¿ber sehr ªhnliche Risikoprofile verf¿gen, wurde beschlossen, gewisse Stan-
dards im Sinne einer Empfehlung  f¿r die Partnerwerke zu entwickeln und ins VSE-Handbuch Rech-
nungslegung und Reporting Partnerwerke aufzunehmen. Dadurch soll insbesondere bezweckt 
werden:  

 ein inhaltlich und methodisch koordiniertes Vorgehen der einzelnen Partnerwerke zur Sicherstel-
lung einer mºglichst einheitlichen Umsetzung der neuen Gesetzesartikel bez¿glich Risikobeurtei-
lung; 
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 die Bereitstellung von Modellen und Vorlagen, die sich an den gesetzlichen Minimalanforderun-
gen orientieren, um den mit der Anwendung der neuen Norm sich ergebenden Aufwand in Gren-
zen halten zu kºnnen; 
 einen standardisierten Text f¿r den Ausweis im Lagebericht des Geschªftsberichts bereitzustel-
len. 

Die konkrete Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen anhand dieser Vorgaben wird bei jedem 
einzelnen Partnerwerk liegen, das auch f¿r die notwendigen Anpassungen an spezifische Eigenhei-
ten sorgen muss. 

25.2 Organisation 

25.2.1 Aufgabe des Verwaltungsrates 

Risikomanagement gehºrt zu den un¿bertragbaren Aufgaben des Verwaltungsrates. In Art. 716a 
Abs. 1 Ziff.1 OR wird die Oberleitung der Gesellschaft zwingend dem Verwaltungsrat zugewiesen. 
Dazu gehºrt auch die Aufgabe, unnºtige Risiken zu vermeiden und unausweichliche Risiken zu mini-
mieren, um die Existenz und Weiterentwicklung des Unternehmens sicherzustellen. Das Risikoma-
nagement ist jedoch nicht zwingend auf die Minimierung der Risiken ausgelegt sondern eher auf den 
bewussten Umgang mit diesen. 

Des weiteren kºnnen Risikobeurteilung und Risikomanagement dem strategischen Bereich zugeord-
net werden: der Verwaltungsrat muss sich der Risiken, die mit der gewªhlten strategischen Ausrich-
tung einhergehen, bewusst sein; er muss entscheiden, in welchem Umfang, das Unternehmen bereit 
ist, Risiken zu tragen, und geeignete Massnahmen, zu deren Kontrolle bestimmen.  

Der Verwaltungsrat ist zudem f¿r die Erstellung des Geschªftsberichtes verantwortlich. Mit der neuen 
Pflicht zur Offenlegung der Angaben zur Risikobeurteilung  im Lagebericht wurde vom Gesetzgeber 
klargestellt, dass sich der Verwaltungsrat systematisch und periodisch mit diesem Thema zu befas-
sen hat. 

25.2.2 Delegation an Geschªftsleitung 

Es ist zulªssig, die mit der Vornahme der Risikobeurteilung zusam-menhªngenden Aufgaben an die 
Geschªftsleitung zu delegieren. Die nicht zu delegierenden Aufgaben des Verwaltungsrates sind so-
mit: 

 Sicherstellen der Anwendung eines angemessenen Risikomanagementprozesses durch die Ge-
schªftsleitung 
 ¦berpr¿fung und Genehmigen der Ergebnisse der jªhrlichen Risikobeurteilung 
 Genehmigen der Angaben im Lagebericht des Geschªftsberichtes 

Die Kompetenzdelegation bedarf in jedem Fall einer klaren Regelung der Aufgabenaufteilung zwi-
schen Verwaltungsrat und Geschªftsleitung. Es ist empfehlenswert, diese Regelung durch eine ent-
sprechende Ergªnzung im Organisationsreglement vorzunehmen. 

Im Falle der Delegation der Aufgaben in Zusammenhang mit Risikomanagement und ïbeurteilung an 
die Geschªftsleitung, kºnnte die entsprechende Formulierung im Organisationsreglement wie folgt 
lauten: 

ĂDer Geschªftsleitung sind insbesondere ¿bertragen: 
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é 

x. die Vorbereitung der Risikobeurteilungñ. 

Mºchte man nicht den Weg ¿ber eine Anpassung des Organisationsreglements beschreiten, bedarf 
es zur wirksamen Delegation an die Geschªftsleitung in jedem Fall einer formell klar festgehaltenen 
Regelung (formeller VR-Beschluss). Eine solche interne Kompetenzzuweisung kºnnte beispielsweise 
wie folgt formuliert werden: 

ĂIm Rahmen seiner Aufgaben und Kompetenzen ¿bertrªgt der Verwaltungsrat der Geschªftsleitung 
die Aufgaben bez¿glich Umsetzung und Aufrechterhaltung einer wirksamen Risikobeurteilung.  

Die Geschªftsleitung hat den Verwaltungsrat jªhrlich ¿ber die Risiken sowie die allfªllig eingeleiteten 
Massnahmen zu informierenñ.  

25.3 Vorgehensweise / Methodik 

25.3.1 ¦berblick ¿ber die Methodik 

Soll die Risikobeurteilung und Risikominimierung systematisch erfolgen, sind gewisse Grundsªtze, 
Prozesse und Verantwortlichkeiten in einem ersten Schritt zu definieren. Folgende Punkte m¿ssen 
standardisiert werden: 

 Festlegen der Zielsetzungen beim Risikomanagement sowie der Risikolimiten 
 Festlegen der Risikomanagement-Organisation 
(wer ist f¿r was verantwortlich, wer macht die Koordination) 
 Darstellung des Prozesses zur Durchf¿hrung des Risikomanagements  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Wahl des Risikomodells 
(nach diesem Modell hat die Rapportierung an den VR zu erfolgen) 
 Einf¿hrung eines unterst¿tzenden Risiko IT-Tools 
(dies stellt eine Option dar und wird in dieser Variante nicht weiter verfolgt. F¿r Partnerwerke ist 
der Einsatz eines Software-Tools nicht zwingend erforderlich) 

0 Vorbereitung

Festlegung
-derRisikomanagement-Poliitik
-derOrganisation
-desProzesses

1 Risikoanalyse

Erkennenund Erfassender
wesentlichenRisiken

2 Risikozuordnung

-Analyse und Bewertungder
Risiken
-PriorisierungderRisiken(10 
wichtigsteRisiken)

3 Risikomassnahmen

-BeschreibungderUrsachen
und Auswirkungen
-FestlegungderMassnahmen

4 Risikoneuzuordnung

-¦berpr¿fungderAnalyse und
BewertungderRisiken
-¦berpr¿fungdereingeleiteten
Massnahmen

5 Berichterstattung

-Interne
-Externe

Phasendes
Risikomanagements

0 Vorbereitung

Festlegung
-derRisikomanagement-Poliitik
-derOrganisation
-desProzesses

1 Risikoanalyse

Erkennenund Erfassender
wesentlichenRisiken

2 Risikozuordnung

-Analyse und Bewertungder
Risiken
-PriorisierungderRisiken(10 
wichtigsteRisiken)

3 Risikomassnahmen

-BeschreibungderUrsachen
und Auswirkungen
-FestlegungderMassnahmen

4 Risikoneuzuordnung

-¦berpr¿fungderAnalyse und
BewertungderRisiken
-¦berpr¿fungdereingeleiteten
Massnahmen

5 Berichterstattung

-Interne
-Externe

Phasendes
Risikomanagements
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Die oben erwªhnten Schritte sind f¿r Partnerwerke durch die Geschªftsleitung bzw. den Verwaltungs-
rat in einer ĂRisikomanagement-Politikñ zu dokumentieren und anschliessend auszuf¿hren. Eine Dele-
gation bei der Ausf¿hrung gewisser Aufgaben ist jedoch mºglich. 

Anschliessend erfolgt die operative Risikobeurteilung des Unternehmens. Die Arbeitsgruppe schlªgt  
folgende Methodik vor: 

 
 Erkennen und Erfassen der wesentlichen Risiken der Unternehmung  sowie eine erste Bereini-
gung, damit bereits erste unwesentliche Risiken ausgeschieden werden kºnnen 
 Analyse und Bewertung der Risiken nach Eintretenswahrscheinlichkeit und finanzieller Auswir-
kungen 
 Reduktion auf die max. zehn wichtigsten Risiken und Erstellen einer Risikomatrix 
 Beschreibung der Ursachen und Auswirkungen sowie Darstellung der eingeleiteten Massnah-
men mit den entsprechenden Verantwortlichkeiten 

25.3.2 Erkennen und Erfassen der wesentlichen Risiken der Unternehmung und erste Berei-
nigung 

Dazu sollte von einer umfassenden Analyse gemªss nachfolgendem Modell (Risiko Radar) ausge-
gangen werden. Das Scannen sªmtlicher Teilbereiche auf die in der Unternehmung vorhandenen Ri-
siken stellt sicher, dass die relevanten Risiken indentifiziert werden und in die Beurteilung einfliessen. 
Bereits in diesem Schritt sollten die gefundenen Risiken ein erstes Mal einer Bereinigung unterzogen 
werden. Das heisst, Risiken, bei welchen bereits jetzt festgestellt werden kann, dass sie unwesentlich 
sind, sollten nicht weiter bearbeitet werden. 

Das Scannen mit Hilfe des Risikoradars muss jªhrlich durchgef¿hrt werden. 
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25.3.2.1 Definition der wichtigsten Risiken eines Partnerwerkes anhand des grossen Risikora-
dars 

Es m¿ssen jene Risiken erfasst werden, welche einen wesentlichen Einfluss auf die Beurteilung der 
Jahresrechnung haben kºnnten. Sowohl unmittelbar wie auch zuk¿nftige finanzielle Einfl¿sse auf die 
Jahresrechnung sind zu ber¿cksichtigen. 

Finanzielle Risiken  

Gegenparteirisiken  

 Risiko vorhanden in Bezug auf Lieferanten 
(Massnahmen: Bonitªtspr¿fung usw.) 
 Risiko im Verkehr mit Finanzdienstleistern / Versicherungen 
(Massnahmen: Abschl¿sse nur mit erstklassigen Adressen) 

Liquiditªtsrisiken 

 Nur bei Zahlungsunfªhigkeit mehrer Partner/Aktionªre 
(In der Regel praktisch ausgeschlossen) 

Marktrisiken 

 Durch Partnervertrªge abgesichert 
(In der Regel sollte f¿r ein Partnerwerk kein solches Risiko vorhanden sein) 
 Angebotsoligopole  
(Massnahme: Suche nach Alternativlieferanten) 

Projektrisiken  

 Mehrkosten infolge mangelndem Projektcontrolling 
 Mehrkosten infolge unvorhersehbarer Entwicklungen  
(Technik/Umwelt/Finanzen) 

Rechnungslegung  

 In der Regel keine Risiken da Abschl¿sse gemªss SWISS GAAP FER bzw. VSE-Handbuch er-
stellt werden 
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Operative Risiken 

Grossrisiken hydraulische Kraftwerke  

 
 
 

Gesellschaftsspezifische Risiken 

 z. B. Nebenbetriebe wie Seilbahnen, Besucherwesen, Strassentunnel 

Personenbezogene Risiken  

 Know-How Verlust 
(Massnahmen: Stellvertretungen vorsehen, fr¿hzeitige Besetzung bei Abgªngen, Anlagendoku-
mentation) 

Verf¿gbarkeitsrisiken 

 Nicht Verf¿gbarkeit des Maschinenparkes infolge von Ausfªllen und Stºrungen oder durch eine 
fehlende Instandhaltungsplanung 
(Massnahmen: internes Know-How aufbauen, Lieferantenbindung, kritische Ersatzteile (Reser-
vematerial) eruieren und an Lager halten, Instandhaltungskonzepte) 

Systemrisiken (IT-Risiken, Leittechnik) 

 Ausfªlle von Teilen der IT-Infrastruktur oder der gesamten IT. 
(Massnahmen: Redundante Systeme) 

 
 

Grossrisiken Hydraulische Kraftwerke
Grundlagen und Definitionen

1. Gefahrenarten (Ursachen)2. Schadensbilder

Erdbeben ASchaden an Stauanlage:Setzungen, Risse, Erosion, Bruch

Stark-Niederschlªge BSchaden an TWS:Verschiebungen, Risse, Beulen

Erdrutsche / Bergst¿rze / SteinschlagCSchaden an Zentrale:Maschinen- und Gebªudeschaden

Hangrutschungen / Muren DSchaden an Unterlieger:¦berflutungen, ¦berschwemmungen

Lawinen

Untertagebau (Tunnel)

Explosion / Brand

Sabotage / Terrorismus

Flugzeugabsturz

Bombardierung

Unterdimensionierung (Design)

Konstruktionsfehler

Materialfehler

Alterung, Abnutzung

Chem. Reaktionen Quelle: Sicherheit der Stauanlagen, BWG, 2002

3. Folgen f¿r KW-Eigent¿mer

3.1 Schadenspotential 3.2 Versicherungsdeckung3.3 Max.Bruttoschaden3.3 Max.Nettoschaden

=>Schaden durch Ertragsausfall und laufende Vollkosten nicht versichert nicht quantifizierbar nicht quantifizierbar

=>Schaden durch Wiederinstandstellungskosten an Stauanlage / TWSnicht versichertnicht quantifizierbarnicht quantifizierbar

=>Schaden durch Wiederinstandstellungskosten an ZentraleGebªude, Maschinen, Fahrhabenicht quantifizierbarnicht quantifizierbar

=>Drittschaden (Personen- und Sachschªden)Haftpflicht (Anspr¿che Dritter)nicht quantifizierbarnicht quantifizierbar
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Strategische Risiken 

Managementrisiken 

 In der Regel sind hier bei einem Partnerwerk keine Risiken feststellbar infolge der etablierten 
Corporate Governance und den spezifischen Partnerwerkstrukturen. 

Rechtliche und regulatorische Risiken 

 Ungewissheit in der Entwicklung der Wasserrechtsabgaben 
 Keine Steuerharmonisierung 
 Umweltpolitische Forderungen (Restwassermengen, NIS, ºkonomisch nicht umsetzbare Forde-
rungen seitens Naturschutzverbªnde) 
 Konzessions- und hoheitliche Fragen 

Politische und gesellschaftliche Risiken 

 Aktuell keine bedeutenden politischen Risiken f¿r Wasserkraftwerke (gutes Image) 
 Gesellschaftliche Risiken im Zusammenhang mit Freizeitbeschªftigungen (Canyoning, Rafter, 
Fischer usw.) 

25.3.3 Analyse und Bewertung der Risiken nach Eintretenswahrscheinlichkeit und  finanzieller 
Auswirkungen (Schadenshºhe) 

Hier muss die finanzielle Auswirkung und die Eintretenswahrscheinlichkeit pro identifiziertes Risiko 
abgeschªtzt werden. Die so erhaltenen Informationen dienen dazu, eine Priorisierung der identifizier-
ten Risiken vornehmen zu kºnnen. 

25.3.4 Reduktion auf die max. zehn wichtigsten Risiken und Erstellung einer Risikomatrix 

 

Anhand der im vorangehenden Schritt erfolgten Analyse und Bewertung muss eine Risiko-
matrix mit den Dimensionen Eintretenswahrscheinlichkeit und finanzieller Auswirkung (Scha-
denshºhe) erstellt werden.  

Diese Grafik ist Bestandteil der jªhrlichen Information des Verwaltungsrates.  

F¿r die so indentifizierten Risiken muss eine Risikostrategie (Vermeidung, Transfer, Minimierung, Ak-
zeptieren) definiert und davon abgeleitete Massnahmen und Verantwortlichkeiten beschlossen wer-
den. 

Wie unten beschrieben, kann zusªtzlich in relevante oder nicht weiter zu verfolgende Risiken unter-
teilt werden. 
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25.3.5 Beschreibung der Ursachen und Auswirkungen sowie die eingeleiteten Massnahmen mit 
den entsprechenden Verantwortlichkeiten. 

 
Ebenfalls ist f¿r die unter Punkt 3.4 erwªhnten Risiken ein sogenannter Risikobericht zu erstellen, 
welcher die folgenden Erlªuterungen beinhalten sollte: 

 Verantwortlichen 
 Beschreibung des Risikos 
 Ursache 
 Auswirkungen 
 Eingeleitete Massnahmen 
 Aktueller Arbeitsstand 
 Weiteres Vorgehen 
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Das nachfolgende Beispiel soll als Vorlage f¿r einen entsprechenden Bericht dienen.  

Risiko Nr. 07-1

Verantwortliche Stelle: Status: Verfasser:
xy in Arbeit H. Muster

Beschreibung
Seit einigen Jahren nimmt der Sedimenteintrag im Ausgleichsbecken xy und im Stauraum
yz der Kraftwerke xy zu.
Sªmtliche Totrªume sind bereits aufgef¿llt

Ursache
Die genaue Ermittlung der Ursachen ist Gegenstand der laufenden Untersuchungen.

Auswirkungen
Die Auflandung f¿hrt zu Problemen mit der Sicherstellung der Funktion der Grundablªsse.

Eingeleitete Massnahmen, aktueller Stand, weiteres Vorgehen
Diverse Baggerungen wurden bereits durchgef¿hrt. Diese konnten das Problem jedoch
nur f¿r gewisse Zeit lºsen. Momentan werden umfangreiche Studien durchgef¿hrt, damit
eine dauerhafte Lºsung gefunden werden kann. Ein Zeitplan f¿r das weitere Vorgehen liegt
vor.

Risikobericht

KW xy: Verlandungsproblematik
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25.4 Kommunikation gegen¿ber Verwaltungsrat 

Wie bereits unter den Punkten 2 und 3 erwªhnt, ist das Risikomanagement Aufgabe des Verwal-
tungsrates und der Geschªftsleitung. Eine Delegation an eine ausf¿hrende Stelle kann vorgenommen 
werden. Der Verwaltungsrat und die Geschªftsleitung m¿ssen sich jedoch stets ihrer Verantwortung 
in diesem Thema bewusst sein. 

Um die nºtigen Voraussetzungen f¿r ein funktionierendes Risikomanagement schaffen zu kºnnen, 
muss der Verwaltungsrat eine formelle Zuweisung der Kompetenzen an die Geschªftsf¿hrung vor-
nehmen.  

Anschliessend erarbeitet die Geschªftsf¿hrung ein Konzept des Risiko-managements, welches sie in 
einer Risikomanagementpolitik zusammenfasst und dem Verwaltungsrat zur Genehmigung vorlegt. 
Inhalt dieses Konzeptes sollte die Organisation sowie der Ablauf der Risikobeurteilung sein. 

Jªhrlich hat der Verwaltungsrat die durch die Geschªftsf¿hrung erarbeiteten max. 10 Toprisiken, de-
ren Bewertung sowie die daraus abgeleiteten und vorgeschlagenen Massnahmen, den aktuellen 
Stand der Arbeiten und das weitere Vorgehen zu genehmigen. 

Die Risikobeurteilung muss mindestens einmal jªhrlich vom Verwaltungsrat traktandiert werden und 
Risikomatrix und der Risikobeschrieb m¿ssen vom Verwaltungsrat genehmigt werden.  

25.5 Ausweis 

Die in Artikel 961c. Ziff. 2 OR geforderte Offenlegung ¿ber die Durchf¿hrung einer Risikobeurteilung 
kann nach folgendem Muster erfolgen: 

Lagebericht 

....... 

Angaben ¿ber die Durchf¿hrung der Risikobeurteilung 

Der Verwaltungsrat hat mit der Durchf¿hrung der Risikopr¿fung die Geschªftsleitung beauftragt. Das 
Organisationsreglement wurde entsprechend ausgestaltet. Die Grundsªtze des Risikomanagements 
wurden in einer Risikomanagement-Politik festgehalten, die vom Verwaltungsrat am xx.xx.200x ge-
nehmigt wurde. Dazu gehºren die Vorgaben zur systematischen Erfassung und Auswertung der Risi-
ken, deren Priorisierung, die Beurteilung der Einfl¿sse auf das gesamte Unternehmen sowie die 
Einleitung und ¦berwachung von Massnahmen zur Handhabung der identifizierten Risiken. 

Die systematisch erfassten, analysierten und priorisierten Risiken wurden in einem Risikoinventar zu-
sammengefasst, das vom Verwaltungsrat letztmals am xx.xx.20xx behandelt wurde. Es wurden kon-
krete Massnahmen zur Handhabung der identifizierten Risiken gepr¿ft und beschlossen. Ein 
periodisches Risikomanagement-Reporting an den Verwaltungsrat wurde etabliert. Ausserordentliche 
Vorfªlle werden umgehend gemeldet.  

Aufgrund zu treffender Annahmen bez¿glich zuk¿nftiger Entwicklungen bei der Beurteilung der Risi-
ken ist deren Bewertung mit einer entsprechenden Unsicherheit behaftet.  

25.6 Weiteres Vorgehen 

Periodische (min. jªhrliche) ¦berpr¿fung und Anpassung an neue Gegebenheiten und Entwicklun-
gen. Die beschlossenen Massnahmen m¿ssen ¿berwacht und falls nºtig m¿ssen Korrekturen veran-
lasst werden. Der Verwaltungsrat ist jªhrlich ¿ber die laufenden Aktivitªten sowie die aktuelle 
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Risikomatrix zu orientieren. Die entsprechenden Unterlagen sind dem Verwaltungsrat zur Genehmi-
gung vorzulegen. 
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26. Fremdwªhrungsabsicherung 

26.1 Zielsetzungen 

Ziel ist es, die Behandlung und die Offenlegung der Fremdwªhrungsabsicherungen sowie der Pro-
jektbewertung bei den Partnerwerken zu vereinheitlichen. 

F¿r die Absicherung steht das Hedge-Accounting im Vordergrund. Als Hedge-Accounting bezeichnet 
man die Bilanzierung zweier oder mehrerer Vertrªge (oder Finanzinstrumente), die in einem Siche-
rungszusammenhang stehen. Der Zusammenhang dieser Vertrªge besteht in der gegenlªufigen Aus-
gestaltung hinsichtlich der Vertragsmerkmale. Eines der Geschªfte wird als Grundgeschªft, der 
andere Vertrag als Sicherungsgeschªft (Hedgegeschªft) bezeichnet. Swiss GAAP FER kennt die Do-
kumentationsanforderungen von IFRS nicht. F¿r die Bilanzierung von Geschªften im Zusammenhang 
mit Absicherungen von zuk¿nftigen Geldfl¿ssen lªsst Swiss GAAP FER ein Wahlrecht zu (entweder 
erfolgsneutrale Erfassung der Absicherung im Eigenkapital oder Offenlegung im Anhang), wobei f¿r 
Partnerwerke wegen des Erfordernisses der Kompatibilitªt des Abschlusses mit den Bestimmungen 
des Obligationenrechts eine erfolgsneutrale Erfassung im Eigenkapital nicht in Frage kommt. 

26.2 Ausgangslage und grundsªtzliche Mºglichkeiten 

Ein Partnerwerk will bspw. zur Erneuerung eines Anlageteils Offerten einholen. Im globalen Umfeld 
m¿ssen auch Eingaben von auslªndischen Lieferanten beurteilt werden. Eine Ausschreibung in CHF 
verlagert das Fremdwªhrungsrisiko hin zum Lieferanten, welcher dieses im Offertpreis einrechnen 
wird. F¿r die Beurteilung des wirtschaftlichsten Angebots kann eine bewusste ¦bernahme des 
Fremdwªhrungsrisikos durch den Bauherrn mit gleichzeitiger Absicherung durchaus pr¿fenswert sein.  

Beispielsweise sind 2 im Umfang ªquivalente Varianten offeriert, die eine in CHF und die andere in 
EUR. Die EURïOfferte kann nun in zwei Untervarianten abgewickelt werden. Ohne Absicherung des 
EUR-Kurses oder mit Absicherung des Gesamt- oder eines Teilbetrages.  

Die EUR-Offerte bringt zudem die Problematik der Projektbewertung mit sich. Die Rechnungsbetrªge 
kºnnen zum Stichtags-, Projekt-, Absicherungs- oder Mittelkurs dem Projekt belastet werden. Reali-
sierte oder unrealisierte Kursdifferenzen kºnnten grundsªtzlich dem Projekt oder der Erfolgsrechnung 
zugeschrieben werden. 

26.3 Buchhalterische Behandlung 

Bevorzugte Methode 

Ob ein Projekt in CHF oder in Fremdwªhrung abgewickelt werden soll, liegt je nach Kompetenzregle-
ment in der Verantwortung des Projektleiters oder von ¿bergeordneten Stellen. Der Entscheid basiert 
auf den Kursvorgaben der Finanzabteilung und ihrer Einschªtzung bez¿glich Wªhrungsentwicklung. 
Entsprechend ist der Erfolg aus den Absicherungsgeschªften ¿ber die Erfolgsrechnung zu verbu-
chen. 

Dem Projekt wird die Lieferantenrechnung zu dem dann aktuellen Systemmittelkurs belastet, unab-
hªngig vom Absicherungsgeschªft. Die Kursentwicklung beeinflusst somit die Projektkosten. 

Allfªllige Kursdifferenzen zwischen Mittel- und Absicherungskurs oder zwischen Absicherungs- und 
Stichtagskurs bei Zahlung fliessen demgegen¿ber in die Erfolgsrechnung. Somit zeigt der Finanzer-
folg das gesamte Ergebnis aus dem Termingeschªft.  
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Aus Gesamtunternehmenssicht spielt dies jedoch keine Rolle, ein allfªlliger Kursgewinn oder -verlust 
auf dem Projekt wird mit demjenigen aus dem Termingeschªft in der Erfolgsrechnung vollstªndig 
kompensiert. 

Alternativer Vorschlag 

Wird im Rahmen einer Projektbeschaffung in Fremdwªhrung entschieden, die anfallenden Cash 
Flows gegen Kursentwicklungen abzusichern, bietet sich ebenfalls die Mºglichkeit an, den Erfolg aus 
dem Absicherungsgeschªft erfolgsrechnungsneutral direkt dem Projekt zu belasten. Dadurch wird 
verhindert, dass die Kursentwicklung einen Einfluss auf die Projektkosten hat. 

26.4 Bewertung und Offenlegung 

Alle offenen Devisentermingeschªfte werden beim Abschluss f¿r den Anhang erfasst und jeweils am 
Abschlusstag zum aktuellen Tageskurs bewertet. Die Bewertungskorrektur wird allerdings nicht ver-
bucht, sondern nur im Anhang ausgewiesen. Es handelt sich ausschliesslich um die Absicherung von 
Cash-Flows, die sich bilanziell noch nicht auswirken und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintreten (sog. 
Transaktionsrisiken). 

 
Fªllig-
keit 

Kauf / 
Ver-
kauf 

Wªh-
rung 

Euro Gegenbe-
trag in 
CHF 

Gegenbe-
trag am 
Stichtag 

Wiederbeschaf-
fungswert 

28.07.13 K EUR 1ó000 1ó200 1ó259 59 
15.09.14 K EUR 3ó000 3ó600 3ó754 154 
Total   4ó000 4ó800 5ó013 213 

26.5 Projektcontrolling 

Da das Projekt bei der unter Punkt 3. bevorzugten Variante ï trotz abgesichertem Kurs ï der Entwick-
lung des Mittelkurses ausgesetzt ist, verbleibt das Fremdwªhrungsrisiko beim Projekt. Um allfªllige 
Kursgewinne oder ïverluste von den reinen Projektkosten zu differenzieren, kann eine Schattenrech-
nung gef¿hrt werden. 
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27. Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG) 

27.1 Hintergrund 

Das Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG) und die dazugehºrige Finanzmarktverordnung (FinfraV) 
regeln u.a. den Handel mit ĂOver-the-Counterñ (OTC) Derivaten. Ziel ist es, Systemrisiken im Handel 
mit OTC-Derivaten zu reduzieren, um insbesondere Gegenparteirisiken und Abwicklungsrisiken zu 
verringern. Das FinfraG ist seit dem 1. Januar 2016 in Kraft. Das FinfraG betrifft alle Schweizer Unter-
nehmen. Es teilt sich in die folgenden Kategorien auf: 

 Grosse finanzielle Gegenparteien (FG+) 
 Kleine finanzielle Gegenparteien (FG-) 
 Grosse nichtfinanzielle Gegenparteien (NFG+) 
 Kleine nichtfinanzielle Gegenparteien (NFG-) 

Die grosse Mehrzahl der Unternehmen d¿rfte in die Kategorie nichtfinanzielle Gegenpartei (NFG) - 
fallen. 

27.2 Was sind die Anforderungen an ein NFG-? 

Als NFG- kategorisierte Unternehmen m¿ssen: 

 Ihre OTC-Derivatgeschªfte rechtzeitig bestªtigen; 
 ¦ber einen Prozess zur Bereinigung von Meinungsverschiedenheiten verf¿gen; 
 Unter gewissen Umstªnden eine Portfoliokompression durchf¿hren oder andernfalls alle sechs 
Monate dokumentieren, dass keine solche Portfoliokompression durchgef¿hrt wurde; 
 Sicherstellen, dass ihre NFG+ oder finanzielle Gegenparteien (FG) alle OTC-Derivatgeschªfte 
an ein Transaktionsregister melden; und 
 Dokumentieren, wie sie die Einhaltung der Pflichten aus dem FinfraG gewªhrleisten. 

Da alle Unternehmen mindestens als NFG- kategorisiert werden, ist auch klar, dass es aufgrund des 
FinfraG f¿r sªmtliche Unternehmen Handlungsbedarf gibt. Mit Ausnahme der Anforderung in Bezug 
auf das Melden von Geschªften m¿ssen Unternehmen ab dem 1. Juli 2017 alle oben genannten An-
forderungen erf¿llen. 

27.3 Was sind OTC und klassisch gehandelte derivative Finanzinstrumente? 

OTC Derivate sind Finanzkontrakte, deren Wert von einem oder mehreren Basiswerten abhªngen 
und welche kein Kassageschªft darstellen. Klassische Derivate sind Devisentermingeschªfte, Devi-
senoptionen, Zinssatz-Swaps, Commodity-Futures etc. 

Nicht als Derivate im Sinne des FinfraG gelten: 

 Strukturierte Produkte 
 Wertpapierleihgeschªft 
 Derivate in Form eines Wertpapiers oder eines Wertrechts 
 Derivate, die in Form einer Einlage entgegengenommen werden 
 Warenderivate mit zwingend physischer Lieferung ohne Handel ¿ber eine Bºrse 
 ¦ber ein organisiertes Handelssystem gehandelte Warenderivate bez¿glich Strom oder Gas als 
Basiswert mit physischer Lieferung 
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 Derivate bez¿glich Klimavariablen, Frachtsªtzen, Inflationsraten oder andere Wirtschaftsstatisti-
ken, die nur bei einem Ausfall oder einem anderen Beendigungsereignis bar abgerechnet wer-
den 

27.4 Welche Mºglichkeiten bestehen f¿r ein Partnerwerk? 

F¿r Partnerwerke sind folgende Lºsungen vorhanden: 

 Erstellen einer Dokumentation ¿ber die Einhaltung des Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (Fin-
fraG): 
Dies ermºglicht, weiterhin Derivativgeschªfte zu tªtigen, bedingt jedoch die Einhaltung bzw. die 
Erf¿llung der geforderten Dokumentationspflicht. 
 Abholen des schriftlichen Beschlusses, dass nicht mit Derivaten gehandelt werden will. Dies be-
freit das Unternehmen von den Pflichten des FinfraG. Der Beschluss muss vom obersten Lei-
tungs- oder Verwaltungsorgan gefªllt werden und gilt bis auf Widerruf.  

27.5 Umsetzung der Varianten 

Da die meisten Partnerwerke keine Derivativgeschªfte abwickeln werden, empfiehlt die Arbeitsgruppe 
von der Mºglichkeit Gebrauch zu machen, auf eine schriftliche Regelung der Ablªufe im Derivatehan-
del gemªss Art. 113 Abs. 1 FinfraV zu verzichten. Dieser Verzicht muss durch einen Beschluss vom 
Verwaltungsrat oder der Geschªftsleitung, je nach Organisation, herbeigef¿hrt werden. 
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27.6 Beispiel eines Antrages 

Ausgangslage 

Am 1. Januar 2016 sind das Bundesgesetz ¿ber die Finanzmarktinfrastrukturen und das Marktverhal-
ten im Effekten- und Derivatehandel (FinfraG) sowie die entsprechenden Verordnungen FinfraV und 
FinfraV-FINMA in Kraft getreten. 

Die xy AG gilt nicht als Finanzielle Gegenpartei im Sinne von Art. 93 Abs. 2 FinfraG und ist somit 
Nichtfinanzielle Gegenpartei (NFG) im Sinne von Art. 93 Abs. 3 FinfraG. 

Im Falle einer NFG hat das Gesetz die Pr¿fung und Einhaltung der Regularien der obligationenrechtli-
chen Revisionsstelle ¿bertragen. Diese hat die Pflicht ab dem Geschªftsjahr 2017/18 (bei hydrologi-
schem Geschªftsjahr, bei Kalenderjahr ist dies bereits das Jahr 2017) jªhrlich die Einhaltung der 
Bestimmungen des FinfraG pr¿fen zu m¿ssen. Insbesondere geht es dabei um die Pr¿fung, ob die 
Gesellschaft schriftlich die Ablªufe zur Umsetzung folgender Pflichten nach Art. 113 Abs. 1 FinfraV 
geregelt hat: 

 Pflicht zur Abrechnung ¿ber eine zentrale Gegenpartei 
 Pflicht zur Ermittlung der Schwellenwerte 
 Pflicht zur Meldung an ein Transaktionsregister 
 Pflicht zur Risikominderung sowie 
 Pflicht zum Handel ¿ber Handelsplªtze und organisierte Handelssysteme 

Eine NFG, die nicht mit Derivaten handeln will, kann allerdings gemªss Art. 113 Abs. 2 FinfraV diesen 
Beschluss schriftlich festhalten und ist dann von der Pflicht nach Absatz 1 befreit. 

Da die xy AG derzeit nicht mit Derivaten handeln und auch in Zukunft keine Absicht besteht, mit Deri-
vaten zu handeln, empfiehlt es sich, von der Mºglichkeit Gebrauch zu machen, auf eine schriftliche 
Regelung der Ablªufe im Derivatehandel gemªss Art. 113 Abs. 1 FinfraV zu verzichten. 

Beschluss 

Aufgrund der beschriebenen Sachlage beschliesst der Verwaltungsrat (die Geschªftsleitung) Folgen-
des: 

ĂIm Zusammenhang mit dem Finanzmarktinfrastrukturgesetz (FinfraG) erklªren wir hiermit, dass wir 
als Nichtfinanzielle Gegenpartei nicht mit Derivaten handeln und somit gest¿tzt auf Art. 113 Abs. 2 
der Finanzmarktinfrastrukturverordnung (FinfraV) auf die Dokumentationspflichten nach Art. 113 Abs. 
1 FinfraV verzichten.ñ 


